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DIE FREIHEITLICHE PARTEI ÖSTERREICHS  
EINE MARXISTISCHE BETRACHTUNG  
IHRES REAKTIONÄREN CHARAKTERS

Einleitung

Mit der Neuauflage der Koalition aus ÖVP und FPÖ tritt Österreich in eine neue Phase des 
Klassenkampfes ein. Obwohl die FPÖ nach ihrer (für sie) desaströsen Regierungsbeteili-
gung bei den Wahlen 2006 nur noch auf 11 % kam, war das folgende Jahrzehnt für sie von 
einem nie dagewesenen Aufstieg und von einer Festigung geprägt.
Zwar schaffte es die FPÖ auch schon unter Jörg Haider innerhalb von etwas mehr als ei-
nem Jahrzehnt, die beiden traditionellen Großparteien ernsthaft in Bedrängnis zu bringen 
und 1999 sogar die ÖVP bei den Nationalratswahlen zu überholen. Doch im Unterschied 
zur Ära Haider hat es die FPÖ unter Strache nicht nur geschafft, bei den Wahlen stark 
aufzusteigen und de facto mit ÖVP und SPÖ gleichzuziehen, sondern sich auch personell 
zu stärken, ihre Verankerung in Teilen der herrschenden Klasse auszubauen, eine beacht-
liche Stammwähler*innenschaft (bestehend zu relevanten Teilen aus Arbeiter*innen) auf-
zubauen und den parteiinternen Zusammenhalt (unter Führung der Burschenschafter) 
zu stärken. Bedeutend ist aber auch die Tatsache, dass die Freiheitlichen vor dem Hinter-
grund der „Flüchtlingskrise“ und des internationalen Rechtsrucks über eineinhalb Jahre, 
von Mitte 2015 bis Anfang 2017, in den Umfragen deutlich die stärkste Partei waren. Die 
FPÖ scheint das Zwei-Parteien-System der II. Republik nachhaltig untergraben zu haben.
Die FPÖ zeigt in der neuen schwarz-blauen Koalition ihr Gesicht nicht mehr, wie im letz-
ten Jahrzehnt, vorwiegend als Oppositionspartei, sondern als staatstragende Juniorpartne-
rin der ÖVP. Mit ihren geplanten Angriffen auf die gesamte österreichische Arbeiter*in-
nenklasse und deren soziale Errungenschaften ist die FPÖ essentiell für die herrschende 
Klasse in Österreich geworden. 
Hierbei hervorzuheben ist vor allem, dass sich die FPÖ vermutlich nicht so sehr wie unter 
Schwarz-Blau I in ihrer Rolle als Regierungspartei blamieren wird. Ihre tiefere Veranke-
rung (eben auch in Teilen der herrschenden Klasse) und ihre ideologische Vereinheitli-
chung rund um die rechten Burschenschaften werden sie wohl nicht so schnell abstürzen 
lassen. In einer Periode wie der jetzigen, die vom verschärften Kampf um die Neuauftei-
lung der Welt zwischen den imperialistischen Großmächten und einer historischen Krise 
des Kapitalismus geprägt ist, können solche „Stabilitäten“ aber auch sehr kurzlebig sein. 
Schon morgen kann eine schwere Rezession und/oder Finanz- bzw. Staatskrise ausbrechen 
und die EU auseinanderfallen. Das kann ebenso zur Wiederbelebung des Arbeiter*innen-
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widerstands führen wie zur Entstehung wirklicher faschistischer Massenparteien. Die 
Lähmung der österreichischen Arbeiter*innenbewegung durch den sozialpartnerschaftli-
chen Kurs von SPÖ und ÖGB ist nämlich bisher ein Hauptfaktor für den Aufstieg der FPÖ 
wie für Rassismus, autoritären Rechtsruck und Sozialabbau in Europa gewesen und damit 
auch für die einstweilige Stabilität dieser Partei.
Mit der vorliegenden Broschüre wollen wir einen Beitrag zu einer ernsthaften marxisti-
schen Analyse der FPÖ, abseits von Alarmismus und Verharmlosung, leisten. Die kom-
menden Jahre und das Schicksal der schwarz-blauen Regierung werden ganz entscheidend 
sein – sowohl für die österreichische Bourgeoisie wie für die Arbeiter*innenklasse in Ös-
terreich. Eine fundierte Analyse der FPÖ ist hierbei ein wesentlicher Bestandteil, um als 
Linke in diesen Zeiten theoretisch bestehen zu können. Das ist deshalb so wichtig, weil die 
notwendigen Aufgaben, Taktiken und Kampfformen der Arbeiter*innenbewegung maß-
geblich vom bestehenden Verhältnis zwischen den Klassen abhängen. Für eine korrekte 
Einschätzung dessen ist ein Verständnis der FPÖ unerlässlich.

I. GESCHICHTE UND ENTWICKLUNG:  
VOM VDU ZUR STRACHE-FPÖ

Vom VdU zur Gründung der FPÖ

Nach der Niederlage Nazi-Deutschlands im 2. Weltkrieg und der Besatzung Österreichs 
durch alliierte Truppen wurden die existierenden Strukturen der nationalsozialistischen 
Herrschaft zerschlagen, insbesondere auch die NSDAP (sie wurde durch die Provisori-
sche Regierung am 8. Mai 1945 verboten). Bei der Nationalratswahl 1945 waren alle Per-
sonen, die früher Teil der nationalsozialistischen Bewegung (also auch der SS oder der 
SA) gewesen waren, ausgeschlossen. Die Betroffenen wurden in drei Kategorien eingeteilt: 
Kriegsverbrecher*innen, Belastete und Minderbelastete. Die letzte Gruppe durfte bei den 
Wahlen 1949 wieder ihr Wahlrecht ausüben und wurde vor allem von der SPÖ als auch 
von der ÖVP stark umworben. 
Doch eine eigenständige Rolle konnten oder wollten die ehemaligen nationalsozialisti-
schen Kader in diesen Parteien nicht spielen. Deshalb wurde 1949 der Verband der Unab-
hängigen (VdU) gegründet. Er war ein wackliges Bündnis aus ehemaligen (oder nicht so 
ehemaligen) Nationalsozialist*innen und einem kleineren, liberalen Teil, der dem Natio-
nalsozialismus eher ablehnend gegenüberstand (z. B. dem im Widerstand aktiven Viktor 
Reimann). Lange hatte dieses wacklige Bündnis nicht Bestand und nach der Wahl 1953 
gab es große interne Konflikte, was zur Auflösung des VdU 1956 führte.
Im April 1956 hielt nicht zufällig die FPÖ ihren Gründungsparteitag ab. Der Ex-VdU-
Gründer Herbert Kraus meinte diesbezüglich: „Dieser Parteitag war die Bestätigung der 
lange vorbereiteten Machtübernahme durch einen kleinen Kreis von Rechtsextremisten und 
ehemaligen Naziführern. Die in der FPÖ verbliebenen gemäßigten Vertreter des VdU sind 
praktisch zur Bedeutungslosigkeit verurteilt.“ (Handbuch des österreichischen Rechtsex-
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tremismus). Das drückte sich unter anderem auch darin aus, dass der erste Vorsitzen-
de, Anton Reinthaller, ehemaliger SS-Brigadeführer, Minister im Anschlusskabinett und 
Reichstagsabgeordneter (von 1938-45) gewesen war. Reinthaller verstarb schon knapp 2 
Jahre nach der Gründung und wurde durch seinen Ziehsohn (und an der Erschießung von 
Jüd*innen beteiligten SS-Obersturmführer) Friedrich Peter ersetzt.

5-Prozent-Partei

Die folgenden Jahre waren von recht konstanten Wahlergebnissen der FPÖ geprägt. Mit 
einer Wähler*innenbasis im Kleinbürger*innentum, unter Teilen der Akademiker*innen 
und anderen privilegierten Schichten erreichte die FPÖ zwischen 1956 und 1983 nie mehr 
als 8 % der Stimmen. In der Zeit der kapitalistischen Expansion nach dem Zweiten Welt-
krieg und der damit einhergehenden relativen Stabilisierung Österreichs sowie der sich 
aus der speziellen politischen Situation des Kalten Krieges ergebenden relativen Autono-
mie des österreichischen Kapitalismus musste sich die FPÖ von ihren faschistischen Wur-
zeln entfernen.
Spätestens ab Mitte der 60er Jahre versuchte Peter, die FPÖ mehr in Richtung Liberalismus 
zu führen. 1964 verkündete er, dass „Nationale und Liberale in der FPÖ gemeinsam Platz 
haben“. Nach dem Parteitag 1966, auf dem es zu Konflikten zwischen dem rechten und 
dem liberalen Flügel kam, versuchte Peter, zwischen diesen Fraktionen zu vermitteln und 
die FPÖ weiter zu mäßigen. In Folge spaltete sich der ganz rechte Flügel rund um Nor-
bert Burger (Mitglied der Burschenschaft Olympia und ehemaliger Bundesvorsitzender 
der FPÖ-Studierendenorganisation RFS sowie späterer „Vaterersatz“ von Heinz-Christian 
Strache) von der FPÖ ab und gründete 1967 die Nationaldemokratische Partei, die 1988 
wegen Wiederbetätigung verboten wurde. Nach dem Verbot kamen einige zurück zur 
FPÖ unter Haider. 
Die liberaleren Teile der FPÖ erlangten dadurch mehr Gewicht. 1970 unterstützte die FPÖ 
eine SPÖ-Minderheitsregierung unter Bruno Kreisky. Die SPÖ revanchierte sich mit einer 
Wahlrechtsreform, die Verbesserungen für kleine Parteien brachte. Über die Jahre unter-
stützte die FPÖ immer wieder die SPÖ, um so „das bürgerliche Lager zu spalten“. Diese 
Unterstützung sollte sich spätestens ab Ende der 80er Jahre und der Ära Haider als fatal 
herausstellen. 
Nach einem kurzen Intermezzo mit Alexander Götz an der Spitze der FPÖ (1978-1980) 
gewann der „liberale“ Flügel auf dem Parteitag 1980 die Mehrheit und Norbert Steger 
wurde ihr Bundesparteiobmann. Im gleichen Jahr wurde er auch Vizepräsident der Li-
beralen Internationale, deren Mitglied die FPÖ unter Götz 1979 geworden war. Zu dieser 
Zeit hatte sich der liberale Flügel stark durchsetzen können, doch der rechte burschen-
schaftliche Flügel schaffte es diesmal organisierter als 1966, abwartend zu bleiben und auf 
seine Chance zu hoffen. Nachdem die FPÖ 1983 mit 4,98 % ihr schlechtestes Ergebnis 
überhaupt einfuhr, beging Steger den Fehler, sich auf eine rot-blaue Koalition, zuerst unter 
Fred Sinowatz, dann Franz Vranitzky, einzulassen. Der rechte Flügel in der FPÖ witterte 
seine Chance.
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Die Ära Haider

Jörg Haider war seit 1983 Obmann der am rechten Flügel der FPÖ angesiedelten Kärntner 
Landesorganisation. Zuvor war er sowohl „Bundesjugendführer“ des Rings Freiheitlicher 
Jugend (RFJ) als auch jüngster FPÖ-Nationalratsabgeordneter mit 29 Jahren. In ihm sah 
der rechte, burschenschaftliche Flügel wieder eine Chance, sich die Macht in der Partei 
von Norbert Steger zurückzuholen. Zum Showdown kam es auf dem Bundesparteitag im 
September 1986. Nach heftigen Wortgefechten und einer Kampfabstimmung setzte sich 
Haider mit 263 gegen 179 Stimmen durch. Damit war der rechte Flügel wieder am Ruder. 
Nach der Wahl Haiders zum Parteiobmann beendete Bundeskanzler Vranitzky deswegen 
die Koalition mit der FPÖ und es kam zu Neuwahlen.
Haider vollzog auch eine inhaltliche Neuausrichtung der FPÖ. Unter ihm trat der Popu-
lismus in den Vordergrund – er hetzte verstärkt gegen „Ausländer“, „Sozialschmarotzer“ 
und die EU. Eine wichtige Neuerung war auch, dass der Deutschnationalismus immer 
mehr in den Hintergrund trat und in der Außenwirkung durch einen Österreich-Nationa-
lismus ersetzt wurde. Mittlerweile gab es ganz einfach in der österreichischen Bevölkerung 
nur mehr eine verschwindend kleine Schicht, die sich mit der deutschen Nation anstelle 
der österreichischen identifizierte. Die FPÖ erkannte das und orientierte sich um, auch 
wenn sich in diversen Programmen immer wieder Formulierungen wie das Bekenntnis 
zum „deutschen Sprach- und Kulturraum“ befinden. 
1989 wurde Haider erstmals Kärntner Landeshauptmann (der einzige, den die FPÖ bisher 
hatte) und die FPÖ verzeichnete einen raschen Aufstieg in den Wahlergebnissen: 1983 
noch unter Norbert Steger 4,98 %, 1986 kurz nach der Wahl Haiders zum Parteiobmann 
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9,73 % und 1990 sogar schon 16,64 %. Die 
FPÖ war damit wichtiger Bezugspunkt für 
andere europäische Rechtsparteien gewor-
den, die sich auch vermehrt an Haiders 
Rechtspopulismus anpassten. In dieser 
Zeit gelang es dem rechten Flügel in der 
Partei auch, die liberalen Kräfte an den 
Rand zu drängen. 
1992 initiierte die FPÖ das Volksbegehren 
„Österreich zuerst“, in dem auf rassisti-
sche Art und Weise gegen Migrant*innen 
gehetzt wurde. Das 12 Punkte umfassen-
de Programm enthielt unter anderem die 
Forderung nach einem sofortigen Einwan-
derungsstopp, einer Aufstockung der Ex-
ekutive (insbesondere Fremden- und Kri-
minalpolizei) und einer Begrenzung des 
Anteils von Schüler*innen mit nicht-deut-
scher Muttersprache in Schulklassen auf Jörg Haider 2008 - Foto: Dieter Zirnig
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30 %. Gegen das Volksbegehren kam es zur Massendemonstration im Zuge des sogenann-
ten „Lichtermeers“, bei dem zwischen 200.000 und 300.000 Menschen mit Kerzen durch 
die Innenstadt Wiens zogen. Trotzdem unterschrieben mehr als 400.000 Menschen das 
Volksbegehren und es wurde zu einem der größten Erfolge der FPÖ. Doch es drängte 
den liberalen Flügel noch mehr ins Abseits und kurz nach der Durchführung des Volks-
begehrens spalteten sich wichtige liberale FPÖler*innen von der Partei ab und gründeten 
das Liberale Forum, das später in den NEOS – Das neue Österreich aufgehen sollte. Fünf 
der 33 Nationalratsabgeordneten unter Heide Schmidt verließen die FPÖ. Somit waren 
wesentlichen Teile des liberalen Flügels entfernt. 
Obwohl das Liberale Forum auch bei den Wahlen 1994 und 1995 kandidierte und 5,96 % 
bzw. 5,51 % erreichte, tat das den Zugewinnen der FPÖ keinen Abbruch und sie erreichte 
22,50 % bzw. 21,89 % der Stimmen. Die Große Koalition, bestehend seit 1986 unter Bun-
deskanzler Vranitzky (SPÖ), wurde in der Bevölkerung immer unbeliebter. 1986 erreich-
ten SPÖ und ÖVP zusammen noch 84,40 % der Stimmen, 1990 sank ihr Anteil auf 74,85 
% und 1994 lag er überhaupt nur mehr bei 62,59 %. 
Mit dem Beitritt zur Europäischen Union wurde diese auch zu einem zentralen Feindbild 
der FPÖ. Der EU-Zentralismus und die Bürokratie in Brüssel gefährdeten angeblich die 
Souveränität Österreichs. Bei der Volksabstimmung 1994 war die FPÖ (neben den Grü-
nen) die wichtigste Partei, die für ein Nein bei der Abstimmung warb. 
In den Wahlen 1999 schaffte die FPÖ erstmals in ihrer Geschichte den zweiten Platz und 
erhielt 26,91 % der Stimmen. Die FPÖ lag damit nur einige hundert Stimmen vor der ÖVP, 
die ihr bis dato schlechtestes Ergebnis der Zweiten Republik einfuhr. Nichtsdestotrotz soll-
te die ÖVP unter Wolfgang Schüssel den Kanzler stellen und eine Koalition mit der FPÖ 
eingehen. 

Schwarz-Blau

Nachdem die beiden Regierungsparteien SPÖ und ÖVP bei den Wahlen 1999 stark an 
Stimmen verloren hatten, landete die FPÖ vor der ÖVP auf dem zweiten Platz. ÖVP-Chef 
Wolfgang Schüssel hatte eigentlich angekündigt, dass er, sollte die ÖVP auf dem dritten 
Platz landen, in die Opposition gehen würde. Doch die österreichische Bourgeoisie sah 
die Chance auf eine Blockregierung ohne die SPÖ und die stark mit ihr verbundenen 
Gewerkschaften. In den Koalitionsverhandlungen zwischen SPÖ und ÖVP ließ man die 
Sozialdemokratie auflaufen, nur um kurze Zeit später eine Einigung mit der von Haider 
geführten FPÖ bekanntzugeben. Die ÖVP stellte den Kanzler und dominierte die Regie-
rungspolitik, während sich die FPÖ (obwohl sie mehr Stimmen bekommen hatte) mit den 
unwichtigeren Ministerien begnügen musste. 
Die FPÖ war nun zum ersten Mal seit dem Beginn der Ära Haider wieder in der Re-
gierung. Haider selbst entzog sich unter Druck der Verantwortung und ging in die 
Kärntner Landespolitik zurück, wohl auch weil die FPÖ auf ein aufgeputztes, gemä-
ßigtes Image setzen musste. Susanne Riess-Passer wurde neue FPÖ-Chefin. Österreich 
wurde aufgrund der Regierungsbildung von ÖVP und FPÖ international mit der Ein-
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schränkung diplomatischer Beziehungen belegt und auf der Straße organisierten sich  
Massenproteste. 
Nachdem die SPÖ seit 1970 durchgehend den Bundeskanzler gestellt hatte und damit die 
Sozialpartnerschaft eine entscheidende Rolle in der Auseinandersetzung zwischen den 
Klassen eingenommen hatte, erblickten nun wichtige Teile der österreichischen Bourgeoi-
sie in der Regierung ÖVP-FPÖ die Chance für zentrale Angriffe auf die Arbeiter*innen-
klasse. Die opportunistische Politik der sozialdemokratisch dominierten Gewerkschafts-
führung reichte diesen Teilen der herrschenden Klasse nun nicht mehr und sie gingen in 
die Offensive. Staatliche Unternehmen wurden (teil-)privatisiert (Flughafen Wien, Post-
sparkassen, Telekom, BUWOG etc.), Studiengebühren wurden eingeführt, die Reallöhne 
sanken und – was damals noch nicht klar war, aber in den letzten Jahren ans Tageslicht 
gebracht wurde – es kam zu enormer Korruption und Selbstbereicherung auf Kosten der 
Allgemeinheit. 

Knittelfeld

In der Regierung konnte die ÖVP ihre Agenda größtenteils durchsetzen, auch weil sich die 
Schwerpunkte der FPÖ gegenüber den Zeiten als Oppositionspartei stark geändert hatten. 
Die sozialdemagogische Rhetorik trat in den Hintergrund und sie offenbarte ihr wahres – 
neoliberales – Gesicht. Der rechte Parteiflügel war, vermutlich auch, damit die FPÖ nach 
außen ein gemäßigteres Image pflegen konnte, in der Regierung stark unterrepräsentiert. 
Mit Susanne Riess-Passer (Vizekanzlerin) und Karl-Heinz Grasser (Finanzminister) wa-
ren einige wichtige liberale Ausleger*innen mit wichtigen Regierungsämtern betraut. Der 
rechte Flügel begehrte schließlich auf, nachdem die Bundesregierung die geplante Steuer-
reform verschoben hatte. Jörg Haider, Ewald Stadler und andere Parteirechte sammelten 
Unterschriften innerhalb der FPÖ für die Einberufung eines Sonderparteitags. Satzungs-
gemäß wurden 380 von 751 Delegiertenunterschriften am 2. September 2002 abgegeben. 
Die Parteiführung um Riess-Passer versuchte, mit Haider über einen Kompromiss zu 
verhandeln. Währenddessen berief dieser eine Versammlung seiner Unterstütz*innen in 
Knittelfeld ein, auf der heftige Kritik an der Parteiführung laut wurde. Am darauffolgen-
den Tag traten Riess-Passer, Grasser sowie der Klubobmann der Nationalratsfraktion, Pe-
ter Westenthaler, zurück. 
Die Koalition war damit am Ende und es folgten Neuwahlen. Bei diesen konnte die ÖVP 
stark dazugewinnen. Die FPÖ verlor fast 17 Prozentpunkte und landete mit 10,01 % nur 
knapp vor den Grünen auf dem dritten Platz. 

Schwarz-Blau, die Zweite

Nach den Wahlen kam es wieder zur Gründung einer schwarz-blauen Allianz, diesmal 
(vor allem auch wegen des für die FPÖ katastrophalen Ergebnisses) noch mehr unter 
Dominanz der ÖVP. Der eingeschlagene, neoliberale Kurs blieb auch weiterhin bestehen. 
Aber der Regierung stellte sich auch wieder Widerstand entgegen. Insbesondere gegen die 
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Pensionsreform 2003 gab es massive Proteste und Streiks. Am ersten vom ÖGB organisier-
ten Streik gegen die Pensionsreform am 6. Mai nahm ca. eine halbe Million Beschäftigte 
teil. Mitte Mai 2003 demonstrierten 200.000 in Wien unter dem Motto „Reformieren statt 
Abkassieren“ anlässlich eines vom ÖGB veranstalteten Aktionstags. Beginnend im Mai 
kam es auch zu Streiks der Lehrer*innen gegen Stundenkürzungen und Pensionsreform. 
Die Stimmung in der Bevölkerung spitzte sich immer mehr zu. Zum größten Streiktag 
kam es schließlich am 3. Juni: Eine Million Menschen nahm am größten (General-)Streik 
der II. Republik teil. Trotzdem nützte die sozialdemokratische Gewerkschaftsführung die 
Chance nicht, um die Regierung aus dem Amt zu streiken, obwohl für die FPÖ sogar 
schon Neuwahlen im Raum standen. 
Die Unterordnung unter die ÖVP in der Regierung sorgte wieder für Unstimmigkeiten 
in der FPÖ. Nach dem Rücktritt von Riess-Passer (2002) verbrauchte die Partei bis zum 
23. April 2005 insgesamt vier Bundesparteiobleute (Mathias Reichhold, Herbert Haupt, 
Ursula Haubner und Hilmar Kabas). Jörg Haider spielte weiterhin von Kärnten aus eine 
wichtige Rolle in der FPÖ. 

Spaltung

Nachdem die FPÖ in lokalen und regionalen Wahlen weiterhin massiv an Stimmen verlor, 
spitzte sich der Konflikt zwischen Haider und wichtigen Vertreter*innen der Bundespartei 
zu. Ursprünglich hatte Haider eine FPÖ-Neugründung und eine Aufpolierung des Images 
vor, doch dem rechten, burschenschaftlichen und traditionalistischen Flügel der FPÖ ging 
das zu weit. Als sich abzeichnete, dass Haider in der Minderheit bleiben würde, spaltete 
er sich mit dem Regierungsteam und den meisten Nationalratsabgeordneten (nur eine 
Handvoll blieb bei der FPÖ) sowie der Kärntner Landesorganisation ab. Das Bündnis Zu-
kunft Österreich (BZÖ) setzte an Stelle der FPÖ die Regierungsgeschäfte mit der ÖVP bis 
zu den Nationalratswahlen 2006 fort. 
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In der FPÖ war nun fast ausschließlich der burschenschaftliche Flügel übrig geblieben und 
der Landesparteiobmann von Wien, Heinz-Christian Strache, wurde ab 2005 neuer FPÖ-
Chef. Er kam aus der Wiener Landespartei und war dezidiert am rechten Flügel der FPÖ 
angesiedelt. In Jugendjahren hatte er Kontakte zu diversen österreichischen Neonazis un-
terhalten. Zu Norbert Burger, dem Gründer der 1988 wegen Wiederbetätigung aufgelös-
ten Nationaldemokratischen Partei, hatte er eine ziehväterliche Beziehung. Strache selbst 
ist Mitglied der schlagenden „Wiener pennalen Burschenschaft Vandalia“. 

Eine Partei der Spaltungen?

In der Geschichte der FPÖ erleben wir ein wiederkehrendes Thema, nämlich das des Kon-
flikts zwischen dem rechten, burschenschaftlich geprägten und dem liberalen Flügel. Ge-
schichtlich war die FPÖ immer die Partei des sogenannten „Dritten Lagers“, also dem La-
ger, das sowohl der Sozialdemokratie als auch den katholischen Konservativen ablehnend 
gegenüberstand. Im Zweiten Weltkrieg waren diese Kräfte offen im nationalsozialistischen 
Milieu angesiedelt und mit der neuen wirtschaftlichen und politischen Situation nach dem 
Krieg war eine Neuorientierung erforderlich, wobei sich liberale, deutschnationale und 
faschistische Kräfte um den Kurs stritten. Konnten sich zu Beginn die rechtsradikalen-fa-
schistischen Kräfte durchsetzen, musste nach einer Zeit eine gewisse Anpassung an die 
bürgerlich-demokratische Stabilität erfolgen. Demnach kam es immer wieder zu Ausein-
andersetzungen zwischen den liberalen und den rechtsradikalen Kräften mit Abspaltun-
gen in die eine oder andere Richtung. Heute sind die liberalen Kräfte weitgehend aus der 
Partei gedrängt und die Burschenschaften dominieren sie. Insofern kann die FPÖ heute 
eine größere Stabilität verzeichnen. Nichtsdestotrotz gibt es weiterhin Widersprüche, die 
gerade bei einer Machtbeteiligung der FPÖ aufbrechen können. Diese bestehen einer-
seits zwischen den hohen Parteifunktionär*innen, die einerseits dem systemischen bür-
gerlich-demokratischen Anpassungsdruck, andererseits der Abhängigkeit von einer zwar 
rassistischen, aber weitgehend bürgerlich-demokratischen Wähler*innenschaft ausgesetzt 
sind und einen rechtspopulistisch-neoliberalen Kurs verfolgen, aber auch rechtsradikalen 
Burschenschaftern und auch Faschist*innen in der Partei.

Die Ära Strache

Nach den turbulenten Zeiten der schwarz-blauen Koalition und den desaströsen Abstürzen 
in den diversen Wahlen kehrten nach der Abspaltung des BZÖ erstmals seit längerem wie-
der relative innerparteiliche Ruhe und Geschlossenheit nach außen in die FPÖ ein. Bei den 
Wahlen 2006 konnte die FPÖ – entgegen den meisten Umfragen – sogar leicht (auf 11,03 
%) zulegen. Der Wahlkampf wurde von Seiten der FPÖ vor allem mit traditionell rassisti-
schen Parolen („Daham statt Islam“, „Sichere Pensionen statt Asyl-Millionen“) geführt. Un-
ter Strache schaffte sie es, sich relativ erfolgreich von der Zeit der schwarz-blauen Koalition 
abzugrenzen, und behauptete, innerparteilich „aufgeräumt“ zu haben. Das war zumindest 
nicht vollkommen erlogen, gingen doch viele der wichtigsten Funktionsträger*innen zum 
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neugegründeten BZÖ.  Mit Strache stiegen auch neue Größen in der FPÖ auf. Herbert Kickl 
wurde im April 2005 Generalsekretär und ist wichtiger Stratege der FPÖ. Seit 2006 teilt er 
sich diesen Posten mit Harald Vilimsky. Vilimsky und Kickl sind einige der wenigen blauen 
Spitzenfunktionäre, die keine Burschenschafter sind. Andere waren fast ausschließlich Bur-
schenschafter wie der Parteiideologe und lange Jahre führende Mann der FPÖ im EU-Par-
lament Andreas Mölzer (Corps Vandalia), der Wiener FPÖ-Vizebürgermeister und enge 
Strache-Vertraute Johann Gudenus (wie Strache in der Vandalia), der langjährige dritte 
Nationalratspräsident Martin Graf (Burschenschaft Olympia) oder dessen Nachfolger und 
späterer Präsidentschaftskandidat Norbert Hofer (Burschenschaft Marko-Germania zu  
Pinkafeld). 

Wiederaufstieg

Nach der Spaltung mit dem BZÖ orientierte sich die FPÖ wieder recht erfolgreich am 
alten Haider-Modell des Rassismus und der sozialen Demagogie. Erweitert wurde das vor 
allem um eine anti-muslimische Komponente, die bis dahin nicht so stark im Vorder-
grund stand. Alte Themen wie Hetze gegen Flüchtlinge und EU-Kritik sowie ein starker 
Bezug auf den österreichischen Nationalismus sind erhalten geblieben. 
Es gelang der FPÖ wieder, in zentrale Teile der Arbeiter*innenklasse vorzudringen, ins-
besondere in einigen traditionellen Wiener Arbeiter*innenbezirken (Simmering hat seit 
2015 eine FPÖ-Bezirksvertretung). Aber auch am Land konnte die FPÖ wichtige Zuge-
winne verbuchen. 
Bei den Nationalratswahlen 2008 konnte sich die FPÖ schon deutlich steigern und er-
reichte 17,54 %. 2013 gab es erneut einen Zuwachs auf 20,51 % und 2017 auf 25,97 %. 
Damit gelangte sie in knappe Reichweite der beiden anderen „Großparteien“. 
Ihren bis dato aber größten Erfolg konnte die FPÖ mit ihrem Präsidentschaftskandida-
ten Norbert Hofer erzielen, der im Rennen um das Amt des Bundespräsidenten 2016 nur 
knapp gegen Van der Bellen unterlag, aber im ersten Wahlgang die relative Mehrheit ge-
wann und wichtige Zugewinne in bisher ÖVP-dominierten Gemeinden und ländlichen 
Gebieten erreichen konnte. 

Die FPÖ heute

Die FPÖ hat sich über die Jahre stark verändert. Ursprünglich klares Auffangbecken für 
Alt- und Neonazis, musste sie sich den veränderten politischen Bedingungen des Wirt-
schaftsaufschwungs und der Nachkriegsordnung anpassen und integrierte sich am rech-
ten Rand in das parlamentarische System in Österreich. Mit Haiders Erfolgsrezept gelang 
es der FPÖ, sich von einer eher elitären Partei im einstelligen Prozentbereich zu einer 
ernsthaften Bedrohung für die traditionellen Parteien der II. Republik zu entwickeln und 
sie ist nach dem zwischenzeitlichen Absturz Mitte der 2000er Jahre heute wieder in der 
Bundesregierung angekommen. Immer wieder gab es Spaltungen in der traditionellen 
Partei des Dritten Lagers. Aber aktuell ist die FPÖ geeint wie selten zuvor – auch aufgrund 
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der Erfolge. In der Regierungsverantwortung kann es aber wieder zu innerparteilichen 
Konflikten kommen, deren Ausgang nicht absehbar ist. Faschistische Strömungen pflegten 
und pflegen immer ein Naheverhältnis zur FPÖ und auch in ihren Reihen wirken diese 
Kräfte, was sich beispielhaft an der Überschneidung von Kadern der Identitären und der 
FPÖ(-Jugend) zeigt. 

II. INTERNATIONALE VERBINDUNGEN:
VORBILD UND BINDEGLIED DER EUROPÄISCHEN RECHTEN

Vorbild Haider

Die FPÖ war seit Ende der 80er bzw. seit Anfang der 90er Jahre ein wichtiger Bezugspunkt 
für die europäische Rechte. Mit dem Beginn der Ära Haider wurde sie zu einem Modell, 
wie Parteien rechts der traditionellen konservativen Erfolg haben können. Innerhalb von 
11 Jahren, von den Nationalratswahlen 1983 mit knapp 5 % bis zu denen von 1994 mit 22,5 
%, schaffte es die FPÖ, ihre Stimmen mehr als zu vervierfachen. Viele der heute wichtigs-
ten europäischen Rechtsparteien gab es damals noch überhaupt nicht (UKIP, AfD oder 
Schwedendemokraten). Der französische Front National war die Kraft, die Mitte der 90er 
Jahre am meisten Erfolg hatte, blieb aber mit seinen Ergebnissen (1994: 12,7 %, 1997: 14,9 
%) deutlich hinter der FPÖ zurück (1995: 21,9 %, 1999: 26,9 %). Somit war die FPÖ ein 
wichtiges Vorbild für andere Rechtsparteien. Allzu stramme Blut-und-Boden-Ideologie 
sowie Versuche, sich als wirtschaftsliberale Kraft zu präsentieren, traten in den Hinter-
grund. Dafür wurde mehr auf Kultur und Religion gesetzt und auch soziale Themen wur-
den – zumindest in der Außendarstellung – mehr in den Vordergrund gerückt. 

Europäische Verbindungen

Die FPÖ ist seit 1994 im EU-Parlament vertreten. Zu diesem Zeitpunkt wurden die Abge-
ordneten von den existierenden Fraktionen im EU-Parlament nominiert. Mit ihrem ersten 
Antreten im Jahr 1996 zog die FPÖ dann unabhängig davon ins EU-Parlament ein und 
schwankt seitdem zwischen einem und sechs Abgeordneten. Lange Zeit verfügte die FPÖ 
dabei über keine Möglichkeit, eine Fraktion zu bilden, da es dafür eine Mindestanzahl an 
Abgeordneten und vertretenen Ländern benötigt (aktuell sind das 25 Abgeordnete aus 7 
Ländern). 
Der Weg zu einer stabilen Parlamentsfraktion war ein steiniger und führte über mehrere 
Stationen. Von Anfang an spielte die FPÖ in der Vereinigung der europäischen Rechten 
auf parlamentarischer Ebene eine wichtige Rolle. Der erste Versuch einer Fraktionsbil-
dung im EU-Parlament war die im Jänner 2007 gegründete Fraktion „Identität, Tradition, 
Souveränität“ (ITS). Bei einem sogenannten Kontaktforum in Wien (woran sich wieder 
die zentrale Rolle der FPÖ erkennen ließ) wurden mehrere politische Forderungen be-
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schlossen. Die meisten sprachen sich gegen eine stärkere europäische Integration und die 
Schaffung eines „europäischen Superstaats“ aus. Auch die Forderung nach einem „sofor-
tigen Einwanderungsstopp“ sowie „die Förderung des Kinderreichtums der europäischen 
Völker in der traditionellen Familie“ waren wichtige Punkte. An der ITS beteiligten sich 
schlussendlich Abgeordnete aus sechs EU-Ländern. Vertreten waren unter anderem der 
französische Front National, der belgische Vlaams Belang oder die italienische Alternativa 
Sociale (mit Mussolinis Enkelin, die u. a. den Ausspruch: „Besser Faschistin als schwul“ 
tätigte). Das Ende dieser Fraktion kam aber noch 2007, als die „Großrumänen-Partei“ sich 
aufgrund von rassistischen Äußerungen von Seiten Alessandra Mussolinis gegenüber ru-
mänischen Migrant*innen in Italien aus der Fraktion zurückzog. Somit fiel die ITS unter 
20 Abgeordnete und musste sich auflösen. 
Nach dem Scheitern der ITS gründete Andreas Mölzer, der eine wichtige Rolle für die eu-
ropäische Vernetzung der FPÖ spielte, 2010 mit anderen Abgeordneten (u. a. von UKIP) 
die europäische Partei „Europäische Allianz für Freiheit“ (EAF). Im Gegensatz zu Frak-
tionen im EU-Parlament brauchen Parteien keine Mindestanzahl an Delegierten. Marine 
Le Pen wurde 2012 in die Partei aufgenommen und zu deren Vorsitzender. Vor der Eu-
ropa-Wahl 2014 wurde verlautbart, dass man anstrebe, eine Fraktion zu gründen, doch 
dieses Vorhaben scheiterte an der zu geringen Abgeordnetenzahl.
Ende 2014 wurde dann als Nachfolgepartei der EAF die europäische Partei „Bewegung 
für ein Europa der Nationen und der Freiheit“ (MENL) gegründete. Nach längeren Son-
dierungen und der Gewinnung von einem ausgeschlossenen UKIP-Mitglied sowie zwei 
Parlamentariern des polnischen „Kongresses der Neuen Rechten“ wurde schließlich 2015 
die Fraktion „Europa der Nationen und der Freiheit“ gegründet. Diese Fraktion vereinigt 
nun unter anderem die Abgeordneten des „Front National“, des belgischen „Vlaams Be-
lang“, Geert Wilders’ holländische „Partij voor de Vrijheid“, die italienische „Lega Nord“ 
und die FPÖ. Dieses Bündnis umfasst somit die meisten der europäischen Rechtsparteien. 
Es steht sogar noch rechts von der UKIP-geführten Fraktion, des „Europa der Freiheit und 
der direkten Demokratie“ (EFDD), in der u. a. auch die „Schwedendemokraten“ vertreten 
sind. Mit dem Austritt Großbritanniens aus der EU und dem damit verbundenen Aus-
scheiden von UKIP aus dem EU-Parlament könnte sich die Möglichkeit zur Vereinigung 
aller wesentlichen europäischen Rechtsparteien in einer Fraktion ergeben. Die wichtigsten 
europäischen Parteien arbeiten schon daran, Schritte in diese Richtung einzuleiten. Ha-
rald Vilimsky, meinte diesbezüglich: „Im Idealfall finden sich alle derzeit drei EU-kritischen 
Fraktionen unter einem Dach wieder, sodass sie für die anderen auch akzeptable Gesprächs-
partner sein können.“  (Der Standard, 18.01.2018)

Großer Bruder Putin?

Neben den Beziehungen zu den diversen Rechtsparteien in der EU existieren auch pro-
minente Verbindungen zum russischen Imperialismus – in erster Linie zu Putins Partei 
„Einiges Russland“. Ende 2016 wurde sogar ein Fünf-Jahres-Vertrag geschlossen. Doch 
die engen Beziehungen mit Putin sind von vergleichbar kurzer Dauer. Als die FPÖ 2000 
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an die Regierung kam und Schüssel eine Annäherung an die NATO vornahm, war das 
Verhältnis zu Russland merkbar angespannt. Haider wurde in russischen Medien mit Na-
zi-Vergleichen überzogen. Die FPÖ forderte im Gegenzug die Einstellung aller Kredite an 
die russische Regierung.  
Erst mit der Festigung Putins und dem Beginn seiner Anti-EU-Politik stellte sich zur Stra-
che-FPÖ ein besseres Verhältnis ein. Russland versucht spätestens seit der Ukraine-Krise, 
die zentrifugalen Tendenzen in der EU zu verstärken. Auch das enge Bündnis der Union 
mit den USA war lange ein zentrales Problem für den russischen Imperialismus. Mit der 
Förderung (auch finanzieller Natur) der europäischen Rechtsparteien erhofft sich Russ-
land einerseits eine Schwächung des europäischen Blocks (und von dessen Einigkeit), an-
dererseits eine Stärkung russlandfreundlicher Parteien in Europa. 
In der Ukraine-Krise und im Syrien-Krieg vertrat die FPÖ Positionen, die nahe an eine 
Unterstützung Russlands grenzen. So fordert sie zum Beispiel die Aufhebung der Sanktio-
nen gegen Russland. Immer wieder nehmen FPÖ-Spitzenpolitiker*innen (Strache, Hofer, 
Gudenus…) an russischen Konferenzen und Kongressen teil. So wetterte Johann Gude-
nus 2014 auf einer Konferenz gegen die „Homo-Lobby“ in Europa. Der bisherige Hö-
hepunkt der Beziehungen wurde mit dem oben erwähnten Fünf-Jahres-Vertrag erreicht. 
Besonderes Aufsehen erregte dabei der Passus der Zusammenarbeit „zwecks Stärkung der 
Freundschaft und der Erziehung der jungen Generation im Geiste von Patriotismus und 
Arbeitsfreude“. 
Auch zu anderen osteuropäischen Parteien, insbesondere der „Serbischen Fortschrittspar-
tei“ (SNS), besteht ein Naheverhältnis. Im April 2017 gewann diese die Wahlen in Serbien 
und hält eine absolute Mehrheit im dortigen Parlament. Schon 2011 wurde mit ihr – ähn-
lich wie später mit „Einiges Russland“ – ein Freundschaftsvertrag abgeschlossen. Auch zur 
serbisch-nationalistischen Regierung der Republika Srpska (Teil von Bosnien-Herzegowi-
na) unter Präsident Milorad Dodik besteht ein freundschaftliches Verhältnis. 

Neuer Freund Trump?

Lange Zeit waren die USA und die mit ihnen verbundene Globalisierung ein willkomme-
ner Feind der FPÖ. Dieses Feindbild ist eigentlich schon so alt wie die FPÖ selbst. Doch 
das änderte sich, als mit Donald Trump ein politisch ähnlich gesinnter Rassist und Sexist 
zum US-Präsidenten gewählt wurde. Zwar ergriff die FPÖ offiziell im Wahlkampf keine 
Seite, doch immer wieder verteidigten FPÖ-Politiker*innen Donald Trump vor allzu „un-
tergriffige[r] Wahlpropaganda“ (Strache).
Nach Trumps Wahlsieg wurde die FPÖ deutlicher. Freudig reiste Strache mit einer Par-
teidelegation zur Angelobung von Donald Trump nach Washington. Er gab auf Facebook 
sogar an, eingeladen worden zu sein. In den USA gab es gleich auch ein Treffen mit dem 
damaligen Nationalen Sicherheitsberater, dem Ex-General Michael Flynn. 
Die FPÖ findet vieles ihrer Politik in der Trumps wieder. Die rückschrittliche Einwan-
derungspolitik, der antimuslimische Rassismus oder das abschätzige Frauenbild, all das 
sind Themen, die die FPÖ schon seit Jahrzehnten (wenn nicht schon immer) als Teil ihrer 
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Politik versteht. So verwundert es auch nicht, wenn Strache auf die Frage, ob sich die FPÖ 
denn etwas von Trump abschauen könne, meinte: „Es ist eher umgekehrt: Wenn ich den 
Slogan „America first“ hernehme, dann dürften die Amerikaner ,Österreich zuerst’ abge-
schrieben haben.“  (Der Standard 25.02.2018)
Trotz all dieser politischen und ideologischen Gemeinsamkeiten gibt es noch keinen orga-
nisatorischen Ausdruck der Zusammenarbeit wie mit Putins „Einiges Russland“. Es kann 
gut sein, dass die FPÖ aktuell versucht, Verbindungen in diese Richtung zu knüpfen. So 
unterstützt die FPÖ (im Gegensatz zur ÖVP) die Vorgehensweise der US-Regierung, ihre 
Botschaft in Israel von Tel Aviv nach Jerusalem zu verlegen und versucht allgemein, sich 
mit den rechten Parteien in Israel besser zu vernetzen. Im Februar 2018 gab es sogar schon 
erste Treffen mit einem Abgeordneten der israelischen Regierungspartei Likud (obwohl 
diese offiziell die FPÖ boykottiert). Allgemein liegt der Fokus der FPÖ-Beziehungen ak-
tuell aber vor allem auf den europäischen Rechtsparteien und der Einflusssphäre des rus-
sischen Imperialismus und weniger in einer engen Zusammenarbeit mit dem amerikani-
schen Imperialismus und Donald Trump (wohl weil die positive Beziehung eher einseitig 
sein dürfte). 

III. Klassenzusammensetzung und Programmatik:  
Soziale Demagogie im Interesse des Kapitals

Innere Widersprüchlichkeit

Die FPÖ versuchte, sich nach der Übernahme Straches als FPÖ-Chef wieder in die Hai-
der-Tradition der „Sozialen Heimatpartei“ für „die kleinen Leute“ zu stellen. Rhetorik ge-
gen die EU-„Rettungspakete“ für Griechenland sowie gegen Migrant*innen, die angeblich 
das Sozialsystem ausnützen würden, stand im Mittelpunkt. Als die FPÖ recht bald nach 
den Wahlen 2013 in den Umfragen stetig dazugewann und ab 2015 längere Zeit sogar 
recht komfortabel auf dem ersten Umfrageplatz lag sowie die Regierungsverantwortungen 
in Oberösterreich (mit der ÖVP) und dem Burgenland (mit der SPÖ) übernahm, änderte 
sich ihr Kurs. Von da an war das Ziel nicht mehr, in erster Linie das Vertrauen von po-
tenziellen Wähler*innen aus der „breiten Masse“ zu gewinnen, vielmehr wollte man sich 
als „seriöse Regierungspartei“ inszenieren und das Vertrauen der österreichischen Kapi-
talist*innenklasse erhalten. Die Orientierung der Mehrheit dieser auf eine schwarz-blaue 
Regierung hat diese Entwicklung nur noch mehr verstärkt. Konkreter Ausdruck war vor 
allem das neue Wirtschaftsprogramm der FPÖ, das im August 2017 veröffentlicht wurde.

Antisoziales Wirtschaftsprogramm

Das neue Wirtschaftsprogramm der FPÖ war eine schwere Geburt. Schon 2016 angekün-
digt, musste die Veröffentlichung von Anfang des Sommers 2017 auf Ende August ver-
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zögert werden. Das weist darauf hin, dass es auch unterschiedliche Herangehensweisen 
innerhalb der FPÖ gegeben hat. Letztlich präsentiert sich das Programm doch sehr nahe 
an dem der ÖVP. Teilweise gleichen sich die Forderungen sogar eins zu eins. So wollen 
sowohl Kurz als auch die FPÖ eine Senkung der Abgabenquote auf 40 %. Beide sprechen 
sich offen und klar gegen Erbschafts- und Vermögenssteuern aus. Im Sozialbereich soll 
stärker zwischen Österreicher*innen und Migrant*innen unterschieden werden. Auch 
der Satz aus dem FPÖ-Wirtschaftsprogramm „Die Entlastung der Bevölkerung und der 
Unternehmen Österreichs muss über Einsparungen und Verwaltungsreformen finanziert 
werden“ könnte sich genauso bei der ÖVP wieder finden. Wir wollen beispielhaft einige 
Positionen der FPÖ diskutieren, stellen aber keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Für 
eine ausführlichere Auseinandersetzung verweisen wir auf das Buch „Die FPÖ – Partei der 
Reichen“ von Michael Bonvalot.
Beim Thema Mindestlohn bezieht die FPÖ traditionell sehr schwankende Positionen. Sie 
tritt zwar für einen gesetzlichen (Brutto)-Mindestlohn ein, aber dieser schwankt alleine 
im Jahr 2017 zwischen 1.300 Euro (Strache, Neujahrstreffen), 1.700 Euro (Strache, 1. Mai), 
1.300 Euro (Strache, Anfang Juni) und schließlich wieder 1.700 Euro (Straches Präsen-
tation des Wirtschaftsprogramms Ende August). Vor allem aus der immer wichtigeren 
oberösterreichischen FPÖ gibt es kritische Stimmen gegenüber einem gesetzlichen Min-
destlohn. „Jedoch wird ein über den Kamm geschorener Mindestlohn von 1.500 Euro wenig 
helfen. (…) Wodurch eine Steigerungs- und Inflationsspirale in Bewegung gesetzt werden 
wird. Denn die nächste, von den Grünen bereits gestellte Forderung würde bereits lauten: 
1.700 Euro“, meinte zum Beispiel der Klubobmann der FPOÖ Mahr zum im ehemali-
gen rot-schwarzen Regierungsübereinkommen vereinbarten Mindestlohn von 1.500 Euro 
(dass sein eigener Parteichef ebenfalls 1.700 Euro forderte, dürfte ihm wohl entgangen 
sein). Schließlich in der Regierung angekommen, war keine Rede mehr von Mindestlohn. 
Bei der Umsetzung der 12-stündigen Tageshöchstarbeitszeit ist die FPÖ auch vorne dabei. 
Zwar sprachen sich Strache selbst sowie die „Freiheitlichen Arbeitnehmer“ 2013 noch ge-
gen den 12-Stunden-Tag aus („12-Stunden-Arbeitstag ist Anschlag auf Arbeitnehmer!“), 
doch seither hat sich die Position deutlich geändert. Gemeinsam mit der ÖVP unter Kurz 
einigte man sich im Regierungsprogramm darauf, dass der 12-Stunden-Arbeitstag und die 
60-Stunden-Woche eingeführt werden sollen. Wieder einmal bewies die FPÖ, dass sie ihre 
Politik ganz im Sinne der Unternehmen gestaltet. 
Privatisierung von staatlichem Eigentum war eines der Hauptanliegen der schwarz-blau-
en Koalition 2000-06. Der Stahlkonzern VOEST, das Wohnungsunternehmen BUWOG, 
die Postsparkasse, Austria Tabak, die Telekom und andere wurden privatisiert. Die diese 
Privatisierungen umgebende Korruption (Telekom, BUWOG) beschäftigt heute noch die 
bürgerlichen Gerichte. Unter Strache sprach sich die FPÖ nun wieder vermehrt gegen ei-
nige diskutierte Privatisierungen aus (so zum Beispiel gegen unpopuläre Privatisierungen 
von Wasser oder Gemeindebauten), aber so viel mit dem Schutz staatlichen Eigentums hat 
die FPÖ dann wieder doch nicht am Hut. Die Tiroler FPÖ fordert die (Teil-)Privatisierung 
aller Landesunternehmen außer der HYPO, „weil die öffentliche Hand zwar eine gute Di-
videndennehmerin ist, die eine rein spekulative Unternehmenspolitik als Minderheitengesell-
schafterin unterbinden kann und soll, sie ist aber so gut wie nie eine gute Unternehmerin.“  
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(Tiroler Tageszeitung, 27.01.2016). Auch in diversen Programmen der FPÖ finden sich 
unterschiedliche klare und weniger klare Bekenntnisse zu Privatisierungen (Wirtschafts-
programm 2010, Parteiprogramm 2005, Handbuch freiheitlicher Politik). 

Soziale Demagogie

Die FPÖ ist in einem grundlegenden Dilemma verfangen. Aus diesem Widerspruch er-
klärt sich unter anderem die Regierungskrise 2002 sowie bis zu einem gewissen Grad auch 
die Abspaltung des BZÖ 2005. Auf der einen Seite versuchte sie als Oppositionspartei, 
neben Teilen des Kleinbürger*innentums die vom Abstieg bedrohten oder schon abge-
stiegenen Teile der österreichischen Arbeiter*innenklasse sowie vermehrt auch ländliche, 
konservative Schichten anzusprechen. Auf der anderen Seite ist der Kern der Partei aber 
bildungsbürgerlich-akademisch und stammt aus klein-, mittel- und teilweise großbürger-
lichem Milieu. Sogar Strache, der selbst „nur“ eine Lehre zum Zahntechniker gemacht hat, 
wird hier angeblich teilweise von oben herab belächelt. 
Zusätzlich scheint es, als ob die Zustimmung in der Bevölkerung zur FPÖ bei National-
ratswahlen – „optimistisch“ geschätzt – nicht über ein gutes Drittel hinausgehen könne. 
Die FPÖ ist deshalb auf eine Koalition angewiesen, um in die Regierungsverantwortung 
kommen zu können. Für eine Regierungsbeteiligung ist in erster Linie die direkte Un-
terstützung durch relevante Teile der österreichischen Bourgeoisie notwendig. Diese hat 
bekanntlich wenig Interesse an einer sozialen Politik, selbst nur für die „österreichischen“ 
Teile der Arbeiter*innenklasse auf Kosten von Geflüchteten etc.
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HC Srache bei einer Anti-Moschee-Kundgeung

Die FPÖ ist somit zu einem gewissen 
Grad gefangen zwischen einer sozialen 
Demagogie inklusive Rassismus und 
leerer Versprechungen einerseits sowie 
der eigenen sozialen Basis im elitären 
Burschenschaftertum und einer Politik 
für relevante Teile der österreichischen 
Bourgeoisie andererseits. In Zeiten der 
Oppositionstätigkeit lässt sich dieser 
Widerspruch relativ einfach dadurch 
vereinbaren, dass man viel versprechen 
kann und wenig halten muss, doch in 
Zeiten der Regierungstätigkeit sieht die 
Sache anders aus. 

Parteiprogramm

Die 17 Seiten des Grazer Parteipro-
gramms (2011) haben nicht viel in sich 
– sie sind eine unangenehme Mischung 



Seite 18

aus schwammigem Gerede, neoliberalen Einsparstrategien und von hier nach da ehrli-
chen Eingeständnissen der reaktionären Politik, die man zu führen gedenkt. Noch den 
interessantesten Teil der Geschichte stellt der Versuch dar, aus einem kruden Kultur- und 
Nationsbegriff alle möglichen Rassismen und Chauvinismen herzuleiten. Das Programm 
beruft sich hier abwechselnd auf die Antike, das „Kultur-Christentum“, die „deutsche 
Sprach-, Kultur- und Geschichtsgemeinschaft“ (die letzte geschichtliche Gemeinschaft des 
deutschsprachigen Raums scheint da noch recht wach in Erinnerung zu sein) und das 
Altösterreich deutscher Muttersprache. Die explizite Erwähnung des Deutschtums Öster-
reichs ersetzt hier das „wahrhafte Christentum“, das Jörg Haider als ideologische Grundla-
ge in das letzte Parteiprogramm festschreiben ließ. Das ist als Zugeständnis an den rechten 
Flügel der Partei zu verstehen, der über sein Verschwinden in der Versenkung nach der 
gescheiterten Rosenkranz-Kandidatur unzufrieden war. Die durchgängige Konstante auf 
diesen wenigen Seiten? Rassismus und Nationalismus – in welch kruden Formen auch 
immer – erfüllen im Parteiprogramm die Rolle eines sozialen, rechtspopulistischen Kitts 
einer von sozialen Widersprüchen gezeichneten Partei, die einerseits vorgibt, die sozia-
le Frage des „kleinen Mannes“ auf Kosten „der Fremden“ oder „der Anderen“ zu lösen, 
andererseits sich der herrschenden Klasse als Speerspitze gegen das System der Sozial-
partnerschaft andient und sich drittens als Antwort auf Krise und Vertrauensschwund, 
Unpopularität des bürgerlich-demokratischen Parteiensystems volkstümlich machen will.

Deutschnationalismus vs. Österreich-Patriotismus?

Das Spannungsverhältnis zwischen dem traditionellen deutschnationalen Flügel der FPÖ 
und dem christlichen Österreich-Patriotismus Straches ist dennoch nicht zu übersehen. 
Diese innerparteilichen Widersprüche sind auf die Entstehungsgeschichte der Freiheitli-
chen selbst zurückzuführen. Die Nazi-Traditionen wurden in den Parteiprogrammen des 
VdU gepflegt. So forderte das Ausseer Programm „die Entfaltung des Einzelnen innerhalb 
der Volksgemeinschaft“ und Österreich wurde als „deutscher Staat“ deklariert, dessen Po-
litik „nie gegen einen anderen deutschen Staat gerichtet sein“ darf. Kein Wunder, dass sich 
auch im 15-Punkte-Kurzprogramm der damals neu gegründeten FPÖ ein Bekenntnis zur 
„deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft“ findet. In den 1957 beschlossenen „Richt-
linien freiheitlicher Politik“ wird darüber hinaus gemahnt: „Wir haben in den deutschen 
Österreichern das Bewußtsein wachzuhalten, ein Teil des deutschen Volkes mit allen sich aus 
dieser Zugehörigkeit ergebenden Rechten und Pflichten zu sein.“
Während die deutschnationale FPÖ bis 1986 nie die 10 %-Marke bei Wahlen überschrei-
ten konnte, brachte Haiders verstärkt einsetzender Österreich-Patriotismus der Partei ei-
nen Wahlerfolg nach dem anderen, bis 1999 mit 26,9 Prozent der vorläufige Höhepunkt 
erreicht werden konnte. Wenngleich der österreichische Rechtsradikalismus und mit ihm 
die völkischen Burschenschaften vom FPÖ-Aufschwung profitierten, hagelte es trotzdem 
Kritik nach Haiders 1995 erfolgter (formeller) Absage an die „Deutschtümelei“. Die FPÖ 
vollzog einen Wandel: Von der ideologisch klar definierten deutschnational ausgerichte-
ten Partei versuchte man nun den Übergang in den rechten Populismus. Dieser beinhal-
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tete sowohl Stadlers Aussöhnung mit der katholischen Kirche als auch das Versprechen, 
soziale Ungerechtigkeit durch eine aggressive Antimigrationspolitik zu „beseitigen“. Die-
ser Populismus führte auch zu einer gewissen Wegentwicklung der Burschenschaften und 
ihrer geringeren Vertretung im Parlament. Der Anteil von Burschenschaftern im Natio-
nalratsklub der FPÖ erhöhte sich noch gemeinsam mit dem Aufstieg der FPÖ auf über 50 
%, sank jedoch Ende der 90er Jahre nach Haiders oberflächlicher Distanzierung von den 
Burschenschaften auf ca. 20 % ab.
Die Fortführung des Österreich-Patriotismus der Strache-FPÖ bei einer gleichzeitigen 
Neu-Beschwörung der „deutschen Kulturgemeinschaft“ ist dabei nicht nur ein Signal an 
die deutschnationale Parteirechte, sondern auch Ausdruck ihres stärkeren Einflusses in-
nerhalb der Partei. Denn bereits vor diesem ideologischen Zugeständnis war der Natio-
nalrat und vor allem der Wiener Gemeinderat vermehrt mit Burschen besetzt. Der Ös-
terreich-Patriotismus verschafft Wähler*innenstimmen und Posten. Den „Schutz unserer 
Heimat Österreich“ zu fordern und sich gleichzeitig zur „deutschen Volks-, Sprach-, und 
Kulturgemeinschaft“ zu bekennen, bleibt deshalb im Rahmen des rechten und rechts-
radikalen Lagers ein anscheinend miteinander verträglicher Widerspruch, solange der 
Einfluss in den parlamentarischen Strukturen gewahrt werden kann. Dieser einstweilen 
ausgehaltene Widerspruch kann sich z.B. bei einem Zerfall der EU und der möglichen 
Entstehung eines deutlicher von Deutschland aus geführten Staatenblocks wieder zuguns-
ten eines gesamtdeutschen Nationalismus auflösen.

Rassismus, Sexismus und Homophobie

Auch an anderen Stellen des neuen Parteiprogramms wird den ewiggestrigen, besonders 
reaktionären Positionen der FPÖ ein Denkmal gesetzt, ohne klar auszusprechen, worum 
es geht – vom klaren Rassismus („Österreich ist kein Einwanderungsland“ etc.) über ein 
rückständiges Frauenbild als Mutter und Hausfrau zur schließlich zutiefst homophoben 
Position, die heterosexuelle Beziehungen als „natürliche Keimzelle und Klammer für eine 
funktionierende Gesellschaft“ ansieht. Aber auch an anderen Stellen blitzen Ideen auf, die 
einen bitteren Beigeschmack erzeugen wie zum Beispiel die „Muttersprache als wichtigstes 
kulturstiftendes Element“, das es zu schützen gelte.

Klassenstandpunkt

Mag Spott auch nahe liegen, so ist das Parteiprogramm jedoch auf keinen Fall harmlos 
oder amüsant – es ist der erneute Versuch, Rassismus und radikalem Konservativis-
mus einen salonfähigen Anstrich zu verpassen. Das ist dank des klar bürgerlichen Klas-
senstandpunktes des Programms auch gelungen, denn trotz des ganzen Geredes von 
der „sozialen“ Heimatpartei und den Arbeitnehmer*innenrechten, von solidarischer 
Gemeinschaft und Gerechtigkeit, ist ganz klar wo die FPÖ steht: auf Seiten der Unter-
drücker*innen. Das zeigt sich im Grazer Programm noch deutlicher als in den gewöhn-
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lichen Aussagen der Partei, denn es werden klassische neoliberale Positionen festgeschrie-
ben und verteidigt. Einsparungen im Gesundheitssystem („hat nach den Prinzipien der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu erfolgen“) und bei den Pen-
sionen („harmonisierte[s], leistungsgerechte[s] […] Pensionssystem“) begünstigen da 
„niedrige Steuern“ und die steuerliche „Entlastung der Bürger“. Doch auch der rechten 
Liebe zu Kleinbürger*innentum und zur Bauernschaft wird im flammenden Bekennt-
nis zu den „Klein- und Mittelunternehmen“ und dem „gesunden Bauernstand“ Ge-
nüge getan. Am deutlichsten tritt der Klassenstandpunkt dann jedoch an der Forde-
rungen nach einer „Gleichwertigkeit von Arbeitseinkommen und Kapitaleinkommen“  
hervor.

Verbindungen zum Neonazismus

Das besondere Verhältnis der FPÖ zum Nationalsozialismus ergibt sich schon aus ihrer 
Geschichte als Nachfolgepartei des VdU. Bis zum heutigen Tag hat sie Veränderungen nach 
links und nach rechts durchgemacht. Aber wie auch immer die Freiheitlichen ausgerichtet 
waren, in der Partei tummelten sich zu allen Zeiten alte und neue Nazis. Immer wieder 
kommen Straftaten der Wiederbetätigung von Parteimitgliedern und Funktionär*innen 
an die Öffentlichkeit oder Zweideutigkeiten, die eine Sympathie zum Nationalsozialismus 
vermuten lassen. Strache selbst hat Ende der 80er an Wehrsportübungen der neonazisti-
schen „Volkstreuen Außerparlamentarischen Opposition“ teilgenommen und hatte Kon-
takte zu Norbert Burger, Gottfried Küssel und der Wiking-Jugend. Das macht die FPÖ, 
wie wir im nächsten Kapitel argumentieren werden, noch nicht zu einer faschistischen 
Partei, unterscheidet sie aber von „gewöhnlichen“ Parteien im bürgerlich-demokratischen 
Spektrum.
Eine wichtige Rolle für den Neonazismus spielen die Burschenschaften, die unter der 
Führung Straches in der Partei außerordentlich gestärkt wurden und de facto die Partei 
kontrollieren. Diese deutschnationalen Verbindungen haben nämlich historisch die nati-
onalsozialistische Herrschaft begrüßt und sich selbst als Teil dieser Bewegung verstanden. 
Viele Nazis waren nach dem Untergang ihrer Herrschaft weiterhin in Burschenschaften 
aktiv und auch heutzutage ist das der Fall. Für Neonazis und radikale Rechte bieten die 
Verbindungen ein ideales Betätigungsfeld, weil sie nicht nur rechte Ideologien hochhal-
ten, sondern auch sehr geschlossen sind. Deshalb üben sie auch eine „Scharnierfunkti-
on“ zwischen FPÖ und der radikaleren Rechten aus. Am klarsten ist das im Verhältnis 
FPÖ – Burschenschaften – Identitäre. Letztere sind zwar nicht klassisch neonazistisch, 
aber können als Keim einer faschistischen Bewegung betrachtet werden. Wichtige Füh-
rungskader der Identitären wie der Co-„Leiter“ Martin Sellner oder Alexander Markovics 
(Burschenschaft Olympia) stammen aus Burschenschaften bzw. deren Umfeld. Gleichzei-
tig gibt es trotz Distanzierungen Überschneidungen von FPÖ-Mitgliedern und Identitä-
ren und immer wieder Zusammenarbeit. Aber nicht nur über Burschenschaften existieren 
Verbindungen zu Neonazis. Die meisten Nazis unterstützen natürlich die FPÖ oder sind 
selbst Parteimitglieder. 

Klassenzusammensetzung



Seite 21

Der dominierende Einfluss der Burschenschaften und deren Existenz innerhalb der bzw. 
rund um die Parteireihen (insbesondere bei Mobilisierungen wie Wahlkampfkundgebun-
gen) macht die FPÖ zu einer Gefahr, die über die Gefahren der bürgerlich-demokrati-
schen Repression hinausgehen kann. Ein radikal-rechter bis neonazistischer Einfluss ist 
vorhanden und selbst die aktuell existierende Führungsriege kann die Ausrichtung der 
Partei vor dem Hintergrund einer sozialen Zuspitzung weit nach rechts verschieben.
Darüber hinaus erfüllen die Burschenschaften aktuell die Funktion, innerhalb der Regie-
rungskoalition den aggressivsten, vorwärtstreibenden Keil bei der Durchsetzung neolibe-
raler Sparmaßnahmen, beim Schleifen der obsolet gewordenen sozialpartnerschaftlichen 
Institutionen und Rituale zu verkörpern. Sie sind das Bindeglied zu den radikalsten Ele-
menten innerhalb der österreichischen Bourgeoisie. Sie versuchen sich auch als Elite, die 
in der Nachkriegsordnung von den Futtertrögen der Macht weitgehend ausgeschlossen 
war, in diversen staatlichen und halbstaatlichen Positionen wieder zu installieren.

Arbeiter*innenpartei FPÖ?

Oft wird die FPÖ in den Medien als neue Arbeiter*innenpartei dargestellt. Wahr ist, dass 
sie einigen Umfragen zufolge bei diversen Wahlen, z. B. bei den Nationalratswahlen 2013 
und 2017 oder den Bundespräsidentschaftswahlen 2016, mehr von Arbeiter*innen ge-
wählt wurde als die SPÖ. Dabei handelt es sich aber nicht um Arbeiter*innen im mar-
xistischen Sinn des Wortes, sondern um eine Kategorie im österreichischen Arbeitsrecht. 
Bei Angestellten und Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die zu großen Teilen auch zur 
Arbeiter*innenklasse zu zählen sind, stieg die FPÖ bei weitem schlechter aus. Auch der 
sehr wesentliche Anteil an Arbeiter*innen, die entweder nicht zu den Wahlen gehen oder 
keine Staatsbürger*innenschaft besitzen, ist schwer abzuschätzen und lässt zumindest die 
Frage offen, ob die FPÖ überhaupt bei der arbeitsrechtlichen Kategorie Arbeiter*innen 
die Nase vorne hat. Dass die Mehrheit der österreichischen Arbeiter*innenklasse die FPÖ 
nicht wählt, steht außer Frage.
Mit einer soziologischen Bestimmung der Wähler*innenschaft ist natürlich die Frage, ob 
es sich bei einer Partei um eine Arbeiter*innenpartei handelt, noch lange nicht beantwor-
tet. Jede Partei in einer entwickelten kapitalistischen Gesellschaften muss ihre Wähler*in-
nen zu großen Teilen aus der Arbeiter*innenklasse rekrutieren. Eine Arbeiter*innenpartei 
kann deshalb nicht einfach eine Partei mit mehrheitlich Arbeiter*innen als Wähler*innen 
sein, sondern sie muss ein Ausdruck der Arbeiter*innenbewegung sein. Das trifft zum 
Beispiel auf die SPÖ zu, die trotz ihrer bürgerlichen Politik eine spezielle Verbindung zu 
den Gewerkschaften und der Arbeiter*innenklasse aufrechterhält und von uns deshalb als 
bürgerliche Arbeiter*innenpartei bezeichnet wird. 
Die FPÖ wurde, wie wir weiter oben ausführlicher dargelegt haben, nicht als Partei aus 
der Arbeiter*innenbewegung gegründet und hatte auch nie den Anspruch, Teil dieser 
Bewegung zu sein. Vielmehr handelte es sich um eine Gründung aus elitären Teilen des 
Kleinbürger*innentums und der Bourgeoisie mit dem Anspruch, „das Volk“ zu vertreten. 
Auch heute noch ist die Mitgliedschaft der FPÖ sehr klein. Sie stützt sich sozial vor allem 
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auf Akademiker*innen, Hoteliers, diverse kleine und mittlere Unternehmer*innen und 
einige Funktionär*innen bei den staatlichen Repressionsorganen. Mit einer Partei der Ar-
beiter*innenklasse hat das wenig zu tun. Auch in den gesetzlichen und gewerkschaftlichen 
Vertretungen der Arbeiter*innenklasse ist die FPÖ (vor allem in Relation zu ihren Wahl-
ergebnissen) sehr schwach. Nur bei staatlichen Repressionsorganen (Polizei, Bundesheer, 
Justizwache) spielt sie eine größere Rolle.
Auch ihre Politik und ihr Klassenstandpunkt stehen klar auf Seiten der Verteidigung der 
kapitalistischen Eigentumsverhältnisse, sind also eindeutig bürgerlich. Gerade die FPÖ in 
Oberösterreich, die durchaus der ÖVP dort den Rang bei der herrschenden Klasse abzu-
laufen versucht und dabei offenbar sogar recht erfolgreich ist, offenbart schon seit einiger 
Zeit in der Landesregierung, dass sie Politik für die herrschende Klasse macht. Die Bun-
des-FPÖ wird den selben Weg in der jetzigen Regierung mit der ÖVP gehen. Teile der 
FPÖ geben die Tatsache, dass sie klar bürgerliche Politik betreiben (wenn auch vermutlich 
etwas anders gemeint), sogar offen zu. So betonte der Chef der Freiheitlichen Wirtschaft 
(FW) Matthias Krenn, dass nur eine „bürgerliche Koalition“ (aus ÖVP und FPÖ) „flexible 
Arbeitszeiten und Betriebsvereinbarungen“ durchsetzen kann. 
Im Zuge der Präsentation des Wirtschaftsprogramms 2017 sprach sich Parteichef Strache 
auch klar gegen „einen Klassenkampf “ (bezogen auf die Politik der SPÖ und Kern) aus. 
Dabei handelt es sich natürlich nicht um eine Absage an den Klassenkampf im Interesse 
der herrschenden Klasse, den die FPÖ spätestens mit dem neuen Wirtschaftsprogramm 
und der Ausrichtung der Politik hin auf eine Koalition mit der ÖVP offen betreibt. Die-
se Absage bezieht sich darauf, Politik im Interesse der Arbeiter*innenklasse zu machen, 
die aktuell über keine Partei verfügt, die den Kampf für ihre Interessen ernsthaft führen  
würde.

Gewerkschaften und Sozialpartnerschaft

Das Verhältnis der FPÖ zu den Gewerkschaften war schon immer anders als das der an-
deren etablierten Parteien der II. Republik. Gegründet wurde der ÖGB von Mitgliedern 
aus KPÖ, SPÖ und ÖVP. Die FPÖ gab es bei der Gründung auch noch überhaupt nicht. 
In den ersten Jahrzehnten ihrer Existenz, als die FPÖ ohnehin kaum etwas in der Ar-
beiter*innenklasse zu sagen hatte, war natürlich ihr Einfluss in den Gewerkschaften ver-
schwindend gering (der VdU war übrigens diesbezüglich bedeutend einflussreicher als die 
frühe FPÖ). Das hat sich aber auch nicht wirklich stark geändert, als es durch Haider und 
seine Politik geschafft wurde, erstmals die rückständigen Teile der Arbeiter*innenklasse 
für sich zu gewinnen (zumindest bei staatlichen Wahlen). Das drückte sich aber nie auch 
nur ansatzweise proportional in Wahlen bei der Arbeiterkammer oder Betriebsrats- bzw. 
Personalvertretungswahlen aus. Als Beispiel seien die Wahlen zur Wiener Arbeiterkam-
mer 2014 angeführt, bei denen die „Freiheitlichen Arbeitnehmer“ 9,0 % erhielten. Nur ein 
Jahr später erhielt die FPÖ hingegen bei den Wiener Gemeinderatswahlen 30,8 %. Das 
zeigt deutlich, dass der Einfluss der FPÖ in der organisierten Arbeiter*innenbewegung 
deutlich hinter ihren Wahlergebnissen zurückliegt. 
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Das ist zwar paradox, aber auch wieder nicht enorm verwunderlich, tritt doch die FPÖ am 
stärksten gegen die Institutionen der Arbeiter*innenbewegung und klar gegen die den Ge-
werkschaften so heilige Sozialpartner*innenschaft auf. Das macht sie eben auch für die ra-
dikaleren Teile des Kapitals so interessant. Die FPÖ vertritt eigentlich (auch wenn das für 
die Koalition mit der ÖVP zurückgestellt werden musste) eine Abschaffung der Pflicht-
mitgliedschaft in den Kammern. Immer wieder kritisiert sie die Gewerkschaften heftig 
und 1998 gründete sie sogar die „Freie Gewerkschaft Österreichs“ als Alternative zum 
ÖGB, was aber nicht von besonderem Erfolg gekrönt war. Sie ist damit erklärte Gegnerin 
der organisierten Arbeiter*innenbewegung. Für die österreichische herrschende Klasse ist 
die FPÖ deshalb besonders nützlich, um gegen die Arbeiter*innenbewegung vorzugehen, 
auch deshalb, weil es in der FPÖ noch nicht einmal einen sozialpartnerschaftlich ausge-
richteten Flügel wie in der ÖVP gibt.
Die klare anti-gewerkschaftliche Haltung der FPÖ ist aber noch lange kein Grund, dass 
sich die rechtssozialdemokratische Gewerkschaftsführung dieser nicht anbiedert. Beispiel-
haft dafür ist z. B. der damalige sozialdemokratische ÖGB-Chef Erich Foglar, der mitten 
in der SPÖ-Diskussion um eine etwaige Koalition mit der FPÖ meinte, dass man „nicht 
jede Regierungszusammenarbeit mit der FPÖ von vornherein ausschließen“ könne (Profil, 
30.04.2016). Aber auch der sozialdemokratische Chef der Gewerkschaft Bau-Holz fordert 
schon seit langem eine Öffnung seiner Partei hin zur FPÖ. Argumentiert wird diese Posi-
tion zumeist damit, dass soziale Politik zu oft am Koalitionspartner ÖVP scheitern würde 
und man mit der FPÖ (zumindest für Österreicher*innen) bessere Sozialpolitik betreiben 
könne. Dabei lässt sich dieser Flügel der Gewerkschaften wohl allzu sehr von der sozialen 
Rhetorik der FPÖ verwirren (ihre aktuelle Regierungspolitik zeigt klar das Gegenteil) und 
führt uns vor Augen, dass der sozialdemokratische Opportunismus offensichtlich nicht 
mal mehr vor einem Bündnis mit der FPÖ zurückschreckt. 
Dabei repräsentiert die FPÖ einen radikalen Bruch mit der österreichischen Nachkriegs-
ordnung. Deren zentrales Element war dabei die institutionalisierte Klassenkollaboration 
zwischen den zentralen Organisationen der Arbeiter*innenbewegung (SPÖ und Gewerk-
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Weltkrieg zunächst keinen eigenen Staatsapparat besaß und als herrschende Klasse ausge-
sprochen schwach war, während die Arbeiter*innenbewegung überaus stark war, notwen-
dig, um den Kapitalismus in Österreich zu erhalten und auszubauen. Es war essentiell für 
die österreichische Bourgeoisie, einen strategischen Kompromiss mit der Arbeiter*innen-
bewegung zu schließen, deren sozialdemokratische Führung diesen bereitwillig annahm. 
Dies drückte sich unter anderem in den das Lohn- und Preisniveau regelnden Lohn- und 
Preisabkommen in den ersten Jahren nach 1945, der verstaatlichten Industrie, der gesetzli-
chen Kammervertretung oder der proporzmäßigen Vergabe von öffentlichen Ämtern aus. 
In der heutigen äußerst unterschiedlichen Situation ist dieser strategische Klassenkom-
promiss nicht mehr notwendig und die Mehrheit der österreichischen Bourgeoisie wittert 
ihre Chance, ihn zentraler angreifen zu können als jemals zuvor. Zwar wurde die Sozial-
partnerschaft über die Jahrzehnte deutlich geschwächt – insbesondere während Schwarz-
Blau 2000-2006 wurden ihr harte Schläge zugefügt – doch noch immer sind wesentliche 
Mechanismen der Sozialpartnerschaft nicht abgeschafft. Dabei ist die FPÖ wesentlicher-
Partnerin der Kurz-ÖVP, die gemeinsam dieses Ziel in Angriff nehmen wollen. Deshalb 
können wir auch von dieser Koalition durchaus den Versuch erwarten, das Projekt von 
Schwarz-Blau I und II zu abzuschließen und mit dem System der Sozialpartnerschaft – 
und dabei vor allem der immer noch starken Rolle der Gewerkschaften und des Kollekti-
vvertragssystems – Schluss zu machen. 
Einen anderen wesentlichen Angriffspunkt wird dabei neben den erwähnten Gewerk-
schaften und Kollektivverträgen vermutlich auch die sozialdemokratisch geführte  
Wiener Stadtregierung darstellen. Dabei ist nicht unwahrscheinlich, dass die 
schwarz-blaue Bundesregierung sie auf mehreren Ebenen angreifen wird. Auf 
der einen Seite wird vermutlich versucht werden, sie finanziell schlechterzustel-
len. Auf der anderen Seite wird es vermutlich auch vor den Gemeinderatswahlen 
2020 eine gemeinsame Kampagne von FPÖ und ÖVP gegen die rot-grüne Wiener 
Stadtregierung geben mit dem Ziel, zusammen die rot-grüne Mehrheit in Wien zu  
brechen. 

Partei der Herrschenden

Die traditionelle Partei der herrschenden Klasse in Österreich ist die ÖVP. Seit mehr als 
einem Jahrhundert vertritt sie die Interessen des österreichischen Kapitals. Die Verqui-
ckung ist eng und über die Jahrzehnte gut gewachsen. In den diversen Regierungen der 
Ersten und Zweiten Republik (in denen die ÖVP aktuell seit über 30 Jahren durchgehend 
vertreten ist) war sie die klare Repräsentantin der Mehrheitsfraktion der österreichischen 
Bourgeoisie mit etwas Einfluss von großbäuerlichen Schichten. Die FPÖ war lange Zeit 
eine sehr kleine Minderheit, sowohl im Parlament als auch in der Bourgeoisie. Nur ein 
sehr kleiner Teil der österreichischen Kapitalist*innenklasse stand hinter der FPÖ. In 
der Hochzeit der sozialpartnerschaftlichen Klassenkollaboration vertrat sie mit ihrem 
wirtschaftsliberalen Kurs klar eine Minderheitenposition innerhalb des österreichischen  
Kapitals. 
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Erst mit ihrem Aufstieg unter Haider und dem zunehmenden Austritt Österreichs aus der 
sozialpartnerschaftlichen Nachkriegsordnung schaffte es die FPÖ, relevantere Teile der 
herrschenden Klasse für sich zu gewinnen. Beispielhaft hierfür ist der Papierindustrielle 
Thomas Prinzhorn, der ab Ende der 90er Jahre wichtige Ämter in der FPÖ bekleidete. 
Mit der Regierungsbeteiligung ab 2000 wurde aber auch recht schnell klar, dass die FPÖ 
noch immer eine klare Minderheitenposition innerhalb der österreichischen Bourgeoisie 
vertritt. Sie geriet gegenüber der ÖVP und deren Kurs deutlich unter die Räder. Es wurde 
auch offensichtlich, dass die FPÖ wenige fähige Funktionär*innen stellen konnte – ein 
weiteres Indiz dafür, dass die herrschende Klasse und ihr intellektueller Anhang nicht in 
Strömen zur FPÖ abwanderten, sondern der ÖVP treu blieben.
Nach dem Wiederaufbau der Partei unter Strache begann auch das Interesse von Teilen der 
herrschenden Klasse an der FPÖ wieder mehr zu erstarken. Der EU-kritische Kurs ist kla-
rer Ausdruck der Interessen von etwas kleineren und international weniger wettbewerbs-
fähigen Teilen des österreichischen Kapitals, die sich hinter der FPÖ versammeln. Die 
international orientierten Teile des Kapitals (insbesondere die österreichischen Banken) 
bleiben aufs Engste mit der ÖVP verbunden. Nachdem die österreichische Bourgeoisie 
unzufrieden wurde mit der Politik der ÖVP in der Regierung und dem „Reformstau“ der 
Großen Koalition und Kurz noch nicht als neuer Heilsbringer installiert wurde, erfuhr die 
FPÖ sogar noch größeren Zuspruch, auch befördert durch die sogenannte „Flüchtlings-
krise“. Doch recht bald wurde klar, dass sich die Mehrheitsfraktion der österreichischen 
Bourgeoisie doch sehr zufrieden gibt mit einer FPÖ als Juniorpartnerin in der Regierung 
anstatt im Kanzleramt selbst. Zu unsicher sind doch ihr EU-Kurs und der interne Einfluss 
von Deutschnationalen und Faschist*innen.
Zumindest in Oberösterreich hingegen ist die FPÖ teilweise durchaus fähig, eine reale 
Konkurrenz für die ÖVP als Hauptpartei der herrschenden Klasse darzustellen. Nicht 
zufällig kommen von dort zumeist die neoliberalen Forderungen und der unterneh-
mensfreundliche Kurs. Beispielhaft hierfür ist der Geschäftsführer der Industriellenver-
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Manfred Haimbuchner - Foto: Cicero39, CC BY-SA 3.0

einigung (IV) Oberösterreichs, Joachim 
Haindl-Grutsch, der in FPÖ-Publikati-
onen zu Wort kommt und eine gute Be-
ziehung zum FPOÖ-Chef Haimbuchner 
unterhält. Die IV in Oberösterreich ist 
laut „Presse“  (30.04.2016) sogar „schon 
komplett [in Richtung FPÖ] gekippt“. Ob 
sich diese Wendung der oberösterreichi-
schen Bourgeoisie in der Zeit von Kurz 
weiter fortsetzt, der so deutlich wie selten 
in den letzten Jahren die österreichische 
Bourgeoisie vereinigen konnte, ist aber 
fraglich. 
Trotz der Tatsache, dass Kurz die wich-
tigsten Teile der österreichischen Kapi-
talist*innenklasse hinter sich und seinem 
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Projekt der schwarz-blauen Koalition vereinigen kann, ist die FPÖ nicht einfach nur ein 
Werkzeug der österreichischen herrschenden Klasse, sondern die Partei einer (klaren) 
Minderheit der österreichischen Bourgeoisie. Sie vertritt vor allem die international weni-
ger wettbewerbsfähigen und national orientierten Teile des Kapitals und tendenziell mehr 
Industrie- als Bankkapital. Diese Tatsache scheint heute sogar noch etwas ausgeprägter 
als noch in der Ära Haider, weshalb ein ganz so schnelles Einbrechen der FPÖ durch ihre 
Regierungsbeteiligung (auch wenn es ihre Popularität vermutlich nicht steigern wird) wie 
nach 2000 wohl eher weniger vorstellbar ist. Dafür spricht auch die Tatsache, dass die FPÖ 
sich schon eine gewisse Kernwähler*innenschaft (zu nicht unwesentlichen Teilen auch im 
konservativeren ländlichen Bereich) aufgebaut hat.

IV. Charakterisierung:  
Was ist die FPÖ und wie kann man sie bekämpfen?

Rechtsextreme FPÖ?

Wenn man sich die Positionen der meisten bürgerlichen Institutionen ansieht, die sich 
mit der FPÖ kritisch auseinandersetzen (Dokumentationsarchiv des Österreichischen 
Widerstands, Stoppt die Rechten, ...), sind sich diese einig, sie als rechtsextrem zu be-
zeichnen. Dabei beziehen sie sich in erster Linie auf die Rechtsextremismus-Definition 
von Willibald Holzer. Diese fußt auf fünf Grundelementen der rechtsextremen Ideologie: 
Antiindividualismus und Antiliberalismus, Antipluralismus und Ausgrenzung von Min-
derheiten und Fremden, Volk und Volksgemeinschaft, dem autoritären Führerstaat sowie 
Ethnopluralismus. 
Auch die Sozialistische Jugend (SJ) hat eine sehr ähnliche Definition. Sie bezeichnet die 
FPÖ als „zentrales Netzwerk des österreichischen Rechtsextremismus“ (Rechtsextre-
mismus Broschüre Neuauflage 2013) und orientiert sich ebenfalls in ihrer Rechtsextre-
mismus-Definition an der von Willibald Holzer. Ähnlich wie dessen Definition trägt die 
der SJ den Charakter einer Checkliste. Hier wird nicht versucht, das Bestimmende der 
gesellschaftlichen Erscheinung herauszuarbeiten, sondern stattdessen einige geeignete 
Merkmale zu finden, mithilfe derer die eine politische Form von der anderen abgegrenzt 
werden kann. Dass unter die Kategorie „rechtsextrem“ sowohl faschistische als auch 
rechtskonservative Parteien fallen, zeigt wie unbefriedigend und ungenau dieser Zugang 
ist. Vor allem geht durch diese Methode aber eine Erklärung aus dem realen gesellschaftli-
chen Zusammenhang verloren. In der bürgerlichen Ideologie ist das nicht verwunderlich. 
Immerhin spart sie den Blick auf die Verhältnisse zwischen den Klassen aus, aus denen 
Marxist*innen die gesellschaftlichen Erscheinungen erklären. Dementsprechend sucht sie 
die Bestimmungsmerkmale selbst wieder auf der (die realen gesellschaftlichen Verhältnis-
se verschleiernden) ideologischen Ebene. Hier findet man dann in der Regel auch die ver-
meintliche Lösung des Problems in aufklärerischer Ideologie, so als ob die zerstörerischen 
Dynamiken des Kapitalismus, ohne die beispielsweise der Nationalsozialismus nie hätte 
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groß werden können, damit beseitigt würden. Die SJ hingegen stellt einen marxistischen 
Eigenanspruch. Ihre Methode in der Charakterisierung von Parteien zeigt uns an dieser 
Stelle nur noch einmal, dass sie diesen Anspruch nicht sonderlich ernst nimmt.
Vom rechten Flügel der Sozialdemokratie ist man hingegen eher eine Verharmlosung der 
FPÖ gewohnt. Mit dem Argument, dass man eine gewählte Partei nicht ausschließen dürfe 
und man ohnehin angesichts der eigenen stetigen Rechtsentwicklung nun viele Schnitt-
mengen mit der FPÖ aufweise, wurde z. B. im Burgenland eine Koalition mit der FPÖ 
auf Landesebene eingegangen. Große Teile der Sozialdemokratie strebten dann auch eine 
mögliche Koalition mit der FPÖ nach den Nationalratswahlen 2017 an. Ihre Wahlnieder-
lage aber rettete sie vor den großen innerparteilichen Zerwürfnissen in Anbetracht dieser 
Entscheidung. Auch von gewissen Teilen der Zivilgesellschaft oder manchen Grünen hört 
man immer wieder das Argument, dass, wenn die FPÖ nur an der Regierung wäre, sie in 
den Augen der Menschen quasi von alleine abwirtschaften würde. Das ist aber aus weiter 
oben genannten Gründen, vor allem aber auch dem globalen und insbesondere europäi-
schen Rechtsruck, eher unwahrscheinlich und man öffnet damit dem offenen Rassismus 
Tür und Tor. 
Aber selbst die „trotzkistische“ Sozialistische Linkspartei (SLP) vertritt die Position, dass 
die FPÖ zwar keine faschistische, aber sehr wohl eine rechtsextreme Partei ist. Dabei ist 
sie keineswegs alleine im subjektiv revolutionär-marxistischen Spektrum. Zumindest hat 
sie aber den Versuch gewagt, die eigene Begrifflichkeit aufzuklären. Rechtsextremismus 
wird auch hier, ähnlich wie bei Holzer, als Sammelbegriff verwendet. „Als rechtsextrem 
können jene Organisationen bezeichnet werden, auf deren Positionen die aufgelisteten 
‚Orientierungspunkte‘ in der Tendenz zutreffen. Dazu gehören die Konzeption der Volksge-
meinschaft als angebliches Gegenstück zur Globalisierung und ‚multikulturellen Gesellschaft‘, 
Leistungsgesellschaft (‚nur der Starke überlebt‘), Rassismus und extremer Nationalismus (als 
Antwort z.B. auf wachsende EU-Ablehnung), der Ruf nach dem ‚starken Staat‘, Ausgren-
zung von sogenannten Randgruppen (Homosexuelle, Wehrdienstverweigerer ...) und Hetze 
gegen ‚Außenseiter‘, die sich nicht in die Volksgemeinschaft eingliedern, sowie vor allem auch 
Antisozialismus und Antigewerkschafts-Hetze.“ (SLP-Artikel „Rechtsextremismus – Eine 
Definition“)
Ein solches methodisches Versäumnis „marxistischer“ Kräfte wäre nur halb so schlimm, 
wenn darin nicht auch schon ein Zugeständnis an die bürgerliche Ideologie enthalten 
wäre. Denn die ganze Lehrmeinung über den Extremismus geht von der bürgerlich-de-
mokratischen Norm aus. Diese wird zur gesellschaftlich-legitimen Mitte erklärt, an deren 
Rändern der linke und der rechte Extremismus stehen. Diese fallen aus dem legitimen 
politischen Spektrum heraus und müssen zum Schutz der „freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung“ unterdrückt werden.

Ist die FPÖ faschistisch?

Oft genug werden führende FPÖ-Politiker*innen als Faschist*innen oder Nazis bezeich-
net – weniger aus wissenschaftlicher Überzeugung, sondern mehr aus emotionaler Empö-
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rung. Es ist zwar korrekt, dass manche FPÖ-Politiker*innen durchaus als Faschist*innen 
zu bezeichnen sind. Außerdem bestehen sehr gute Verbindungen zu verschiedenen fa-
schistischen und neonazistischen Gruppierungen und Einzelpersonen. Gerade die Bur-
schenschaften dienen hierzu als wichtiges Bindeglied. Aber daraus den faschistischen 
Charakter der FPÖ selbst abzuleiten, ist noch einmal etwas anderes.
Die einzige linke Organisation, die die FPÖ ernsthaft als faschistisch bezeichnet, ist die 
Linkswende. Dabei stützt sie sich vor allem auf die Geschichte und die Verbindungen der 
FPÖ zu diversen faschistischen Gruppen und deren Gedankengut sowie ihre Vergangen-
heit als Sammelbecken für ehemalige Neonazis nach dem Zweiten Weltkrieg. 
„Wir nennen die FPÖ faschistisch, weil das eine politische Notwendigkeit in einer politischen 
Auseinandersetzung zwischen uns und der FPÖ ist. Es greift politisch zu kurz, sie nur rechts-
extrem oder rechtspopulistisch zu nennen.“ (Linkswende: Broschüre „Warum wir die FPÖ 
faschistisch nennen“, 2012)
Modernen faschistischen Parteien werden von Seiten der Linkswende einige wichtige 
Charakteristika zugeschrieben, aber: „Das hervorragende Merkmal von Faschismus – im 
Unterschied zu traditionellen diktatorischen Bewegungen – ist seine Fähigkeit, als Freund 
der Massen aufzutreten, während er gleichzeitig eine Politik verfolgt, die den Interessen der 
„kleinen Leute“ entgegengesetzt ist.“ (ebenda) Das ist schlichtweg falsch. Ob eine diktatori-
sche Bewegung als Freund der Massen auftreten kann oder nicht, mag Einfluss auf ihren 
Erfolg haben, ist aber nicht das ausschlaggebende Merkmal des Faschismus. Weiters meint 
Linkswende: „Die Klassenbasis von Faschismus ist ebenfalls entscheidend. Sie versuchen, 
Verzweiflung und den Zorn der kleinbürgerlichen Klasse zu kanalisieren und den von Ar-
beiterinnen und Arbeitern, die sich nicht innerhalb der Gewerkschaftsbewegung organisieren 
können.“ (ebenda)
Hier wird klar, dass die Linkswende durchaus versucht, Anleihen bei der trotzkistischen 
Faschismusanalyse zu nehmen, aber doch eigentlich nichts davon verstanden hat. „Der 
Faschismus ist ein besonderes Mittel, das Kleinbürgertum im sozialen Interesse des Finanz-
kapitals politisch zu mobilisieren und zu organisieren.“ (Trotzki: „Bonapartismus und Fa-
schismus“) 
Lassen wir also Trotzki genauer zu Wort kommen, um den Charakter des Faschismus 
vom Standpunkt des Marxismus aus genau zu bestimmen: „Die Reihe ist ans faschisti-
sche Regime gekommen, sobald die ‚normalen‘ militärisch-polizeilichen Mittel der bürger-
lichen Diktatur mitsamt ihrer parlamentarischen Hülle für die Gleichgewichtserhaltung 
der Gesellschaft nicht mehr ausreichen. Durch die faschistische Agentur setzt das Kapital 
die Massen des verdummten Kleinbürgertums in Bewegung, die Banden deklassierter, de-
moralisierter Lumpenproletarier und all die zahllosen Menschenexistenzen, die das gleiche 
Finanzkapital in Verzweiflung und Elend gestürzt hat. […] Die Faschisierung des Staats be-
deutet […] vor allem und hauptsächlich die Zertrümmerung der Arbeiterorganisationen, 
Zurückwerfung des Proletariats in amorphen Zustand, Schaffung eines Systems tief in die 
Massen dringender Organe, die eine selbständige Kristallisation des Proletariats unterbin-
den sollen. Darin besteht das Wesen des faschistischen Regimes.“ (Trotzki: „Was nun?“) 
Für Trotzki ist das hervorragende Merkmal des Faschismus also die Zerschlagung der 
organisierten Arbeiter*innenbewegung durch die Mobilisierung des Kleinbürger*innen-
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tums sowie deklassierter und reaktionärer Bevölkerungsschichten. Das wird in einer zu-
gespitzten Klassenkonfrontation zur Notwendigkeit, wenn die Stärke der Arbeiter*innen-
bewegung die herrschende Klasse an der Durchsetzung ihrer Klasseninteressen hindern 
kann, diese Herrschaft aber gleichzeitig nicht zu beseitigen wagt.
Mittlerweile dürfte der Linkswende allerdings aufgefallen sein, dass ihre eigene Definition 
des Faschismus auf die FPÖ gar nicht anwendbar ist, handelt es sich bei der FPÖ ja gar 
nicht um eine „diktatorische Bewegung“. Somit sah sie sich wohl gezwungen, ihre Position 
zu modifizieren und die FPÖ nun als „im Kern faschistische Partei“ zu charakterisieren, 
wenngleich ihr theoretischer „Fortschritt“ keinen Unterschied in ihrer Agitation gegen die 
FPÖ macht. Werfen wir also einen Blick auf die neue Argumentation:
„Die gängigen Definitionen, was Faschismus ausmacht, greifen in ‚Friedenszeiten‘ einfach 
nicht, da die bestimmenden Eigenschaften erst in Zeiten tiefer sozialer und politischer Kri-
sen zutage drängen. Alle ernsthaften Faschismus-Definitionen beschreiben ein Phänomen, 
das sich in Zeiten einer scheinbar ausweglosen und sehr tiefen wirtschaftlichen Krise entwi-
ckelt hat. […] Wir haben viele gute Gründe kennengelernt, die FPÖ eine im Kern faschisti-
sche Partei zu nennen. Die deutschnationalen Burschenschaften, die sich von den ideologi-
schen Denkmustern des Nationalsozialismus nie wirklich gelöst haben, bilden den Kern der  
Partei […].“ (Linkswende-Broschüre „Das Braunbuch FPÖ“)
Die FPÖ ist demnach faschistisch, nicht weil sie der marxistischen Auffassung von Fa-
schismus entspricht, sondern weil sich die deutschnationalen Burschenschaften nie wirk-
lich von den „ideologischen Denkmustern“ (!) des Nationalsozialismus gelöst haben. Of-
fenbar sind aber nicht einmal die Burschenschaften nationalsozialistisch, faschistisch. 
Die FPÖ hat in der Tat gerade über die Burschenschaften Verbindungen zu rechtsradika-
len und faschistischen Kräften, z. B. zu den (proto-)faschistischen Identitären, und solche 
Kräfte existieren sogar in der Partei selbst. Aber die FPÖ organisiert keine/n ihrer 1,3 Mil-
lionen Wähler*innen in diese Richtung und nicht einmal ihre Mitgliedschaft. Die FPÖ ist 
noch dazu eine sehr elitäre Partei, die (im Vergleich zu den beiden anderen Großparteien) 
mit 60.000 Mitgliedern sehr klein ist und keine relevanten Basisorganisationen hat. Da-
rüber hinaus greift sie abseits von Wahlkampfveranstaltungen fast nie zur Mobilisierung 
des Kleinbürger*innentums, der reaktionären Mittelschichten usw. und wenn, dann nicht 
gegen die organisierte Arbeiter*innenbewegung. Vielmehr versucht sich die FPÖ, im Rah-
men der bürgerlichen Demokratie zu bewegen und ihr einen autoritäreren Charakter zu 
geben, ähnlich wie die rechten Regierungen in Ungarn und Polen. 
Einher mit der Analyse der Linkswende geht auch die Forderung, dass die anderen „an-
tifaschistischen“ Parteien die FPÖ aus dem „normalen“ bürgerlichen Politikbetrieb aus-
schließen sollten (bspw. Boykott ihrer Reden in Landtagen und Nationalrat, Verweige-
rung der öffentlichen Diskussion mit der FPÖ, internationale diplomatische Ächtung der 
schwarz-blauen Regierung etc):
„Sie [die FPÖ] darf bei Wahlen teilnehmen und Abgeordnete im Parlament und den anderen 
demokratischen Körperschaften stellen. Wir finden: das darf nicht so sein. Sie sollte weder 
eine legale Partei bilden dürfen, noch als legitimer Gesprächs- oder Regierungspartner be-
handelt werden. […] Es ist zentral, die FPÖ nicht als eine demokratische Kraft zu akzeptie-
ren, denn sie spuckt auf die Demokratie. Wir wollen, dass Strache nicht im Fernsehen auftre-
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ten kann und dort als ernstzunehmender Gesprächspartner in Diskussionsrunden behandelt 
wird. Es wäre phantastisch, wenn im Parlament und in den Landtagen jedes Mal, wenn 
ein FPÖ-Politiker ans Rednerpult geht, alle sozialdemokratischen und anderen antifaschis-
tischen Abgeordneten den Raum verlassen würden. Noch besser wäre es, wenn der FPÖ der 
Fraktionsstatus entzögen würde.“ („Warum wir die FPÖ faschistisch nennen“)
Die Linkswende appelliert also an bürgerlich-demokratische Kräfte, doch ihre Mauschelei 
mit der FPÖ zu beenden. Das ist nicht nur utopisch, sondern bestärkt auch Illusionen 
in diese, die in entscheidenden Momenten der Geschichte immer den Faschismus den 
demokratischen Rechten Arbeiter*innenklasse vorgezogen haben, zumal die wenigsten 
bürgerlichen Parteien die FPÖ als faschistisch charakterisieren. Dennoch, mit dieser (teil-
weisen) Übertragung des vermeintlichen „Antifaschismus“ von der Arbeiter*innenklasse 
auf die Bourgeoisie wird zeitgleich eine unabhängige proletarische Politik untergraben. Im 
schlimmsten Fall wird sogar im Namen des Antifaschismus der bürgerliche Repressions-
apparat gestärkt, der im nächsten Augenblick danach strebt, der Arbeiter*innenklasse das 
Genick zu brechen.
Bei der Linkswende sehen wir eine typische Kombination aus Sektierertum und Opportu-
nismus. Ähnlich wie die KPD vor 1933 negiert sie den besonderen, terroristischen Mas-
sencharakter der faschistischen Bürgerkriegspartei und zieht nebensächliche Details zur 
Bekräftigung ihres Urteils heran. So „radikal“, wie die KPD vor 1933 die SPD zum „Zwil-
ling des Faschismus“ umtaufte, so „ultralinks“ zeichnet die Linkswende die faschistische 
Gefahr in Österreich heute: mit der FPÖ sitzt eine faschistische Partei an der Regierung! 
Wie so oft, ist auch hier der Opportunismus auch hier die Kehrseite der „radikalen“ Me-
daille: War es bei der Komintern ab 1935 die Volksfrontpolitik, so das Möchtegernbündnis 
der Linkswende mit den Parteien der bürgerlichen Demokratie gegen die faschistische 
FPÖ, das auch deren Koalitionspartnerin ÖVP umfassen soll.

Was ist die FPÖ?

Wir möchten die Gefahr der FPÖ keineswegs herunterspielen. Wir möchten aber auch 
nicht den Faschismus verharmlosen, der ein qualitativ anderes Phänomen darstellt. Es ist 
daher wichtig, die gegenwärtigen Gefahren richtig einzuschätzen, auch um klarer zu be-
stimmen, was sich zukünftig noch entwickeln kann. Was ist also die FPÖ für eine Partei? 
Wie soll man sie genau charakterisieren?
Wir haben schon an einer anderen Stelle dieser Broschüre argumentiert, dass die FPÖ eine 
bürgerliche Partei ist, weil sie die kapitalistischen Eigentumsverhältnisse verteidigt. Diese 
allgemeine Charakterisierung ist aber keineswegs ausreichend, trifft sie doch auch auf die 
SPÖ zu (genau genommen bezeichnen wir sie, wie schon weiter oben angeführt, als bür-
gerliche Arbeiter*innenpartei). Dennoch sind diese beiden Parteien sehr unterschiedlich. 
Wir haben gezeigt, dass sich die FPÖ in den letzten Jahrzehnten im bürgerlich-parlamen-
tarischen Rahmen bewegt hat und aktuell nicht die Zerschlagung der organisierten Arbei-
ter*innenbewegung und keine kleinbürgerliche Massenbewegung zum Ziel hat, demnach 
auch keine (bürgerliche) faschistische Partei ist. Auch haben wir argumentiert, dass sich 
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der Begriff „rechtsextrem“ allein nicht für eine marxistische Charakterisierung eignet. Was 
macht die FPÖ also besonders gegenüber anderen bürgerlich-demokratischen Parteien 
wie ÖVP oder NEOS?
Die FPÖ repräsentiert eine schwächere und national ausgerichtete Fraktion des österrei-
chischen Kapitals, tendenziell weniger das Bank- als das Industriekapital. Sie ist nicht die 
Hauptpartei der österreichischen Bourgeoisie, aber vertritt eine relevante Minderheit. Sie 
ist rassistisch, frauenfeindlich, homo- und transphob und noch vieles mehr. Der Rassis-
mus ist ein zentrales Element ihrer sozialen Demagogie, mit der sie auch in breite Schich-
ten der Arbeiter*innenklasse einbrechen kann. In ihr und in ihrem Umfeld, gerade in 
den unzähligen deutschnationalen Burschenschaften und Verbindungen, tummeln sich 
diverse faschistische Personen und Gruppen oder solche mit faschistischen Überzeugun-
gen, teilweise bis in die oberen Führungsriegen. Die FPÖ repräsentiert einen Bruch mit 
der österreichischen Nachkriegsordnung. Nach dem Zweiten Weltkrieg waren bürgerli-
chen Kräfte wegen ihrer Schwäche gezwungen, sich auf einen historischen Kompromiss 
mit der Sozialdemokratie zu einigen, und diese stellte sich bereitwillig als Verwalterin des 
Kapitalismus zur Verfügung. Die Sozialpartnerschaft als institutionalisierte Klassenzu-
sammenarbeit ist Sinnbild dieses Kompromisses. Die FPÖ stellt die klarste Alternative zu 
diesem System dar und das macht sie gerade für relevante Teile des Kapitals attraktiv. Im 
gegenwärtigen Stadium dient sie deshalb der politischen Hauptfraktion der Bourgeoisie 
als Stütze zur uneingeschränkten Umsetzung ihrer politischen Agenda.
Die FPÖ ist keineswegs eine gewöhnliche oder gar „harmlose“ bürgerliche Partei. Gera-
de ihr nationalistischer und rassistischer Einfluss auf relevante Teile der österreichischen 
Arbeiter*innenklasse machen sie zu einem ernsthaften Hindernis für die Herausbildung 
eines proletarischen Klassenbewusstseins und sogar zu einer ernsthaften Gefahr für die 
österreichische Arbeiter*innenbewegung selbst. Diese Gefahr wird noch einmal durch 
die Verbindungen in die radikale und faschistische Rechte hinein, insbesondere über die 
einflussreichen Burschenschaften, verschärft und kann sich gegenüber sozial unterdrück-
ten Gruppen (z. B. Geflüchteten, Homosexuellen etc.) und Linken sogar physisch äußern. 
Noch dazu sind diese Verbindungen keineswegs Randerscheinungen, sondern ziehen sich 
bis in die oberen Parteikreise und werden bis zu einem gewissen Grad bewusst toleriert.
Wir gehen hingegen nicht davon aus, dass sich die FPÖ ohne turbulente gesellschaftli-
che Entwicklungen und parteiinterne Konflikte zu einer faschistischen Partei entwickeln 
kann. An der Regierungsmacht angekommen, kann sie sich nicht einfach die Maske vom 
Gesicht reißen und ihre bis dahin geheime, „wahre“ faschistische Gesinnung offenbaren, 
wie das von manchen Linken befürchtet wird. Wie Strache & Co. tatsächlich über den 
Nationalsozialismus denken, ist zwar nicht irrelevant, bestimmt aber keineswegs, was die 
FPÖ für eine Partei ist. Wir halten es aber für möglich und betonen die Gefahr, dass sich 
die FPÖ unter den Bedingungen einer scharfen gesellschaftlichen Krise mit einer Reihe 
von Umbrüchen und Umstrukturierungen zu einer starken faschistischen Partei entwi-
ckeln kann. Außerdem wird sich eine faschistische Kraft mit Masseneinfluss in Österreich  
mit hoher Wahrscheinlichkeit aus oder in Überschneidung mit der FPÖ herausbilden.
Unabhängig davon ist in der FPÖ eine Tendenz zum Bonapartismus angelegt. Damit 
meinen wir konkret einen Hang zu einer autoritären, „demokratischen“ Herrschaft (z. B. 
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über von oben eingesetzte Volksabstimmungen bei gleichzeitig starker Überwachung 
und Repression, eingeschränkte Versammlungsrechte usw.), die im Namen der Nation 
die Widersprüche zwischen Kapital und Arbeit oder aber auch zwischen Faschismus und 
Demokratie zu konservieren sucht. Dabei hat die FPÖ keineswegs das Monopol auf den 
proto-bonapartistischen Umbau der bürgerlich-palamentarischen Demokratie gepachtet, 
wenn man sich Kurz’ Maßnahmen zur autoritären Umgestaltung seiner eigenen konser-
vativen Partei anschaut.
Fassen wir unsere Analyse also in einer Charakterisierung zusammen: Die FPÖ ist eine 
rechtsnationalistische und rechtspopulistische bürgerliche Partei im Rahmen der bürger-
lichen Demokratie mit ausgeprägten Verbindungen bis ins rechtsradikale und faschisti-
sche Spektrum hinein, die ihre soziale Basis im Kleinbürger*innentum und im national 
beschränkten, rückständigen Kapital hat und sich mittels rassistischer Demagogie der Un-
terstützung rückschrittlicher Teile der Arbeiter*innenklasse bedient.

Was tun?

Wie soll man also gegen die FPÖ kämpfen? Zuallererst muss der Kampf gegen die FPÖ 
selbst als Teil des allgemeinen Klassenkampfs verstanden werden. Ihr Aufstieg ist ein Aus-
druck eines verschobenen politischen Verhältnisses zwischen den Klassen auf dem Boden 
der II. Republik. Der Kampf gegen die FPÖ ist aber mehr als einfach nur das: Er ist ein 
integraler Bestandteil im Kampf für die Einheit der Arbeiter*innenklasse gegen Sozialab-
bau, Schutz demokratischer Rechte, gegen Faschismus und für die Verteidigung gewerk-
schaftlicher Organisierung.
Oftmals wird betont, dass man den Rassismus nur bekämpfen könne, wenn man die sozi-
ale Frage aufgreife, d. h. einen Kampf für soziale Verbesserungen führt. Das ist zweifelsfrei 
richtig. Allerdings ist auch das Umgekehrte war, denn der Kampf für soziale Verbesse-
rungen kann nur ernsthaft geführt werden, wenn die Arbeiter*innenklasse als Klasse im 
eigentlichen Sinn in Aktion tritt und ihre rassistische Spaltung dafür überwindet. Anti-
rassismus und die soziale Frage sind eng miteinander verknüpft und wird der Kampf auf 
diesen Feldern nicht als allgemeiner Klassenkampf geführt, sondern werden diese vonein-
ander getrennt, dann führt er unweigerlich in eine Sackgasse.
Eine zentrale Frage im Kampf gegen die FPÖ ist die der physischen Konfrontation. Die 
österreichische Linke hat eine lange Tradition, gegen die Wahlkampfveranstaltungen der 
FPÖ oder gegen rassistische Demonstrationen mit FPÖ-Beteiligung aufzutreten. Wir be-
fürworten es, die FPÖ politisch zu konfrontieren, wo sie auf die Straße mobilisiert. Zum 
einen geht es darum, gegen rassistische Hetze aufzutreten, dafür zu sorgen, dass diese 
nicht unwidersprochen und unkonfrontiert verbreitet werden kann. Zum anderen geht 
es um den Schutz von Migrant*innen und Linken gegen übergriffige Rassist*innen und 
faschistische Banden, die sich gerne im Umfeld von FPÖ-Veranstaltungen herumtreiben. 
Im erweiterten Sinn geht es auch darum, eine entstehende faschistische Bewegung in Ver-
bindung mit der FPÖ im Keim zu ersticken. Bei der FPÖ handelt es sich im gegenwärtigen 
Zeitpunkt allerdings nicht um eine faschistische Partei, weshalb der Kampf gegen sie auch 
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keiner ist, der insbesondere auf der Straße geführt wird. Das gilt umso mehr, als sie nun 
Teil der Regierung ist und vor allem ihre Politik über den Staat auszuüben versucht.
Die Aufgaben des Kampfes gegen die FPÖ haben sich, seit sie an der Regierung ist, ver-
schoben. Sie ist jetzt nicht mehr eine Gefahr aus der Opposition, die die große Koalition 
nach rechts treibt, sondern sie ist an den Schalthebeln der Macht angekommen. Die un-
mittelbaren und größten Gefahren, die derzeit von ihr ausgehen, sind die Angriffe, die sie 
in Form der Regierungspolitik verübt. Gemeinsam mit der Kurz-ÖVP will sie der öster-
reichischen Arbeiter*innenklasse wesentliche Errungenschaften wegnehmen. Der Kampf 
gegen die FPÖ ist deshalb aktuell vor allem ein Kampf gegen die Regierung und ihre Po-
litik des Rassismus und Sozialabbaus. Dabei sollten Marxist*innen in der Regierung aus 
FPÖ und ÖVP zuallererst einen gemeinsamen reaktionären Block sehen. Die ÖVP (die 
sich unter Kurz selbst politisch stark an die FPÖ angenähert hat) ist in dieser Konstellation 
nicht weniger schlimm als die FPÖ und Appelle an die ÖVP, doch die Koalition mit der 
FPÖ wegen deren Nazi-Verbindungen zu brechen, sind nichts anderes als bürgerlich-li-
berale Floskeln. Diese führen nicht nur in eine Sackgasse, sondern unterstellen der Kurz-
ÖVP auch fortschrittlichen Charakter. Die ÖVP weiß genau, mit was für einer Partei sie 
sich in der Regierung befindet, und hat nicht nur keinerlei Problem damit – sie ging diese 
Zusammenarbeit gezielt für ihre eigenen Zwecke ein! In der Regierung stehen sie zusam-
men gegen die Arbeiter*innenbewegung Österreichs und sind als gemeinsamer Feind zu 
behandeln.
In der Arbeiter*innenbewegung hat der schon seit Jahrzehnten andauernde Reformismus 
der Sozialdemokratie der FPÖ Tür und Tor geöffnet. Selbst vertrat die Sozialdemokratie 
immer eine gewisse Form des Rassismus gegenüber nicht-österreichischen Arbeiter*in-
nen sowie einen ausgeprägten Österreich-Nationalismus (nicht zuletzt mit dem Opfermy-
thos Österreichs im Zweiten Weltkrieg). Konkret bedeutete das z.B. dass im Gegensatz 

Charakterisierung



Seite 34

zu Deutschland in Österreich Migrant*innen nicht von Anfang an zu Betriebsrats- und 
Gewerkschaftswahlen zu gelassen waren. Das war die eine Seite der Medaille, die den Bo-
den für die FPÖ bereitete. Die andere wesentliche Seite ist die Politik der SPÖ an der Re-
gierung. Sie vertritt klar die Interessen der Kapitalist*innen und verrät ihre eigene Basis in 
den Gewerkschaften und der Arbeiter*innenklasse. Die durch diese Politik Enttäuschten 
sind – vor allem auch mangels einer linken Alternative – in einer Situation von Frustration 
und Perspektivlosigkeit besonders empfänglich für die soziale Demagogie der FPÖ. Der 
Kampf gegen die FPÖ muss daher auch mit einem politischen Kampf gegen den Einfluss 
des Reformismus und Sozialchauvinismus in der Arbeiter*innenbewegung einhergehen. 
Das bedeutet eine klare Absage an die Sozialpartnerschaft und den Kampf für eine klas-
senkämpferische Gewerkschaftsbewegung.
Es sollte aber nicht der Fehler begangen werden, den Kampf gegen die FPÖ nur als Kampf 
für ökonomische und soziale Verbesserungen zu verstehen. Vielmehr muss der Kampf 
für soziale Verbesserungen verbunden werden mit einem Kampf gegen Rassismus inner-
halb der Arbeiter*innenklasse und auch der Arbeiter*innenbewegung, der mittlerweile 
tief vorgedrungen ist, und für Einheit und Solidarität der Klasse – egal ob mit oder ohne 
österreichischen Pass!
Der Kampf gegen die FPÖ kann also nur im entschiedenen, allgemeinen Klassenkampf 
der Arbeiter*innenklasse selbst liegen. In der gegenwärtigen Situation der Schwäche und 
Zersplitterung der radikalen Linken bei gleichzeitiger Dominanz der Sozialdemokra-
tie über die Arbeiter*innenbewegung liegt der Schlüssel dafür in der Einheitsfront aller 
fortschrittlichen Organisationen und aller Teile der organisierten Arbeiter*innenbewe-
gung gegen Rassismus und Sozialabbau sowie rechte Mobilisierungen auf der Straße. 
Die nächste Aufgabe dabei besteht in der Herstellung einer Arbeiter*inneneinheitsfront 
gegen die geplanten und bereits durchgeführten Attacken der schwarz-blauen Regierung 
(z. B. 12h-Tag, Rassismus…) mit staatlichen Mitteln unter rassistischer, rechtspopulisti-
scher, nationalchauvinistischer Demagogie zwecks Abschaffung der Sozialpartnerschaft 
von rechts. Gegenmobilisierung auf der Straße gegen FPÖ-Veranstaltungen ist demgegen-
über von zweitrangiger Natur. Wichtig ist auch insbesondere die Auseinandersetzung mit 
den FPÖ-Wähler*innen in Betrieb und Gewerkschaft. Dabei spielen soziale Forderungen 
gegen die Angriffe eine zentrale Rolle, die die Einheit aller Lohnabhängigen herstellen 
können – einschließlich Migrant*innen und Arbeiter*innen, die die FPÖ gewählt haben!  
Ohne eine starke kommunistische Organisation mit einem klaren Verständnis der Ein-
heitsfronttaktik ist aber selbst die Herstellung einer solchen klassenkämpferischen Front 
kaum möglich. Nur eine kommunistische Partei kann diesen Kampf in letzter Konse-
quenz erfolgreich führen, die rassistische Spaltung der Arbeiter*innenklasse überwinden 
und diese hinter einem revolutionären Programm vereinen. Nur eine ernsthafte Politik 
im Interesse der Arbeiter*innenklasse wird mit der Beseitigung der kapitalistischen Wi-
dersprüche ihren reaktionären politischen Ausdrücken, wie die FPÖ einer ist, ein Ende  
bereiten.
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Der Arbeiter*innenstandpunkt ist eine internationalistische, kommunistische Organisa-
tion. Unser Ziel ist die Schaffung einer klassenlosen Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. Diese Gesellschaft kann nicht durch stetige Reformen 
erreicht werden, sondern erfordert einen radikalen, revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heutigen kapitalistischen Zuständen. Deshalb unterstützen wir 
alle Kämpfe, Aktionen und Forderungen, die die Interessen der arbeitenden Bevölkerung 
zum Ausdruck bringen und die Keimform einer größeren, zukünftigen Arbeiter*innenbe-
wegung sind. Wir unterstützen jeden Kampf, sei er auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbessern!

Der Sozialismus, für den wir kämpfen, kann nur international geschaffen werden. Die ele-
mentaren Bestandteile und Forderungen – wie das Recht auf Nahrung, weltweiter Frieden 
oder eine solidarische Aufteilung der Arbeit auf alle Menschen – können nicht im natio-
nalen Rahmen bestehen und verbinden die werktätige Bevölkerung auf der ganzen Welt 
miteinander. Wir haben daher nichts mit den Regimen des ehemals „real existierenden 
Sozialismus“ gemein. In diesen Staaten herrschte nicht das arbeitende Volk, sondern eine 
bürokratische Kaste, die das Proletariat unterdrückte und sich selbst bereicherte. Die ka-
pitalistischen Herrschaftsformen, ob parlamentarische Demokratien oder offene Diktatu-
ren, schützen hingegen die Macht der Elite aus Kapitalisten und Kapitalistinnen. Deshalb 
treten wir für eine Rätedemokratie ein, d.h. die demokratische Machtausübung der Arbei-
terinnen und Arbeiter selbst durch direkte Wahl und Abwahl von Delegierten, auf die sich 
die Regierung, die Staatsgewalt und sämtliche Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind wir in sozialen Bewegungen und Klassenkämpfen ak-
tiv und kämpfen dort für ein Programm im Sinne der gesamten Arbeiter*innenklasse. In 
Großbetrieben bilden wir Betriebsgruppen und organisieren Betriebstreffen und Kampa-
gnen gegen die aktuelle Kürzungs- und Sparpolitik der Bosse aus Wirtschaft und Politik. 
Auf dieser Basis üben wir Kritik an der Gewerkschaftsbürokratie, die im Sinne der Sozi-
alpartnerschaft schon lange nicht mehr konsequent für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den Gedanken der Gewerkschaft nicht verwerfen, denn als 
Institution der Lohnabhängigen selbst ist sie ein Kampfinstrument gegen die Ausbeutung 
durch das Kapital. Wir treten dabei ein für eine Demokratisierung der Gewerkschaften 
und eine Entmachtung der Bürokratie durch den Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, die politischen und ökonomischen Teilkämpfe, z.B. 
am Arbeitsplatz, mit einer allgemein-politischen Perspektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Arbeiter*innenklasse zur Einsicht in ihr gesamtgesell-
schaftliches Klasseninteresse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich unzählige Opfer und zerstört Menschenleben – durch 
Hunger, Krieg und Unterdrückung. Es ist an uns, diesem System etwas Neues entgegenzu-
setzen. Kämpfe mit uns für den Aufbau einer neuen Partei der sozialistischen Revolution.



Spätestens seit der Wiederauflage der schwarz-blauen Koaliti-
on ist eine Auseianandersetzung mit der FPÖ von fundamentaler 
Bedeutung für Marxist*innen in Österreich. Ausgehend von einer 
Betrachtung der geschichtlichen Entwicklung, ihrer Positionen, 
der Programmatik sowie ihrer sozialen Zusammensetzung und ih-
rer Rolle für das österreichische Kapital wollen wir die FPÖ einer 
grundlegenden Analyse unterziehen, die den Charakter der Partei 
erfassen kann. Daraus folgend müssen sich natürlich auch Perspek-
tiven für den Kampf gegen die FPÖ und ihren Einfluss in der öster-
reichischen Arbeiter*innenklasse ergeben.
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